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Vorblatt 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der gewerbs

-

mäßigen Arbeitnehmerüberlassung 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Nach geltendem Recht darf die Arbeitnehmerüberlassung — 
soweit sie keine Arbeitsvermittlung ist — ohne besondere 
gesetzliche Regelung gewerbsmäßig ausgeübt werden. In den . 
letzten Jahren verstießen Verleiher zunehmend, vor allem zum 

' Nachteil der betroffenen Arbeitnehmer, gegen Vorschriften des 
Arbeits- und Sozialversicherungsrechts sowie des Arbeitsförde-
rungsgesetzes. Besonders gefährdet waren ausländische Arbeit-
nehmer. Die Möglichkeiten des geltenden Rechts erwiesen sich 
als unzureichend, diese Mißstände zu unterbinden. 

B. Lösung 

Für die gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung wird eine 
Erlaubnispflicht eingeführt. Die Erlaubnis wird nur erteilt, 
wenn der Verleiher die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt. 
Erlaubnisbehörde ist die Bundesanstalt für Arbeit. Ihr Vermitt-
lungsmonopol bleibt unberührt. Der arbeits- und sozialversiche

-

rungsrechtliche Schutz der Leiharbeitnehmer wird ausgebaut. 
Ferner wird der Entleiher verpflichtet, der zuständigen Kasse 
alle ihm vom Verleiher überlassenen Arbeitnehmer zu melden. 
Für die Vermittlung und das Überlassen ausländischer Arbeit-
nehmer, die keine Arbeitserlaubnis besitzen, sind verschärfte 
Strafen vorgesehen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/3) — 80201 — Ar 19/71 
Bonn, den 15. Juni 1971 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos-
senen 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der gewerbsmäßigen 

Arbeitnehmerüberlassung 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 368 Sitzung am 4. Juni 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Regelung der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Arbeitnehmerüberlassung 

§ 1 

Erlaubnispflicht 

Arbeitgeber, die Dritten (Entleihern) Arbeitneh-
mer (Leiharbeitnehmer) gewerbsmäßig zur Arbeits-
leistung überlassen wollen, ohne damit Arbeitsver-
mittlung nach § 13 des Arbeitsförderungsgesetzes 
zu betreiben (Verleiher), bedürfen der Erlaubnis. 

§. 2 

Erteilung und Erlöschen der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis wird auf schriftlichen Antrag 
erteilt. 

(2) Die Erlaubnis kann unter Bedingungen erteilt 
und mit Auflagen verbunden werden, um sicherzu-
stellen, daß keine Tatsachen eintreten, die nach § 3 
die Versagung der Erlaubnis rechtfertigen. Die Auf-
nahme, Änderung oder Ergänzung von Auflagen 
sind auch nach Erteilung der Erlaubnis zulässig. 

(3) Die Erlaubnis ist auf ein Jahr zu befristen. 
Der Antrag auf Verlängerung der Erlaubnis ist 
spätestens drei Monate vor Ablauf des Jahres zu 
stellen. Die Erlaubnis verlängert sich um ein wei-
teres Jahr, wenn die Erlaubnisbehörde die Verlän-
gerung nicht vor Ablauf des Jahres ablehnt. Im Falle 
der Ablehnung gilt die Erlaubnis für die Abwick-
lung der nach § 1 erlaubt abgeschlossenen Verträge 
als fortbestehend. 

(4) Die Erlaubnis ist unbefristet zu erteilen, 
wenn der Verleiher drei aufeinanderfolgende Jahre 
lang nach § 1 erlaubt tätig war. Sie erlischt, wenn 
der Verleiher von der Erlaubnis ein Jahr lang kei-
nen Gebrauch gemacht hat. 

§3 

Versagung 

(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller 

1. die für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 
erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, insbe-
sondere weil er die Vorschriften des Sozialver-
sicherungsrechts, über die Einbehaltung und Ab

-

führung der Lohnsteuer, über die Arbeitsver-
mittlung, über die Anwerbung im Ausland oder 
über die Arbeitserlaubnis, die Vorschriften des 
Arbeitsschutzrechts oder die arbeitsrechtlichen 
Pflichten nicht einhält; 

2. nach der Gestaltung seiner Betriebsorganisation 
nicht in der Lage ist, die üblichen Arbeitgeber-
pflichten ordnungsgemäß zu erfüllen; 

3. mit den Leiharbeitnehmern befristete Arbeitsver-
träge abschließt, es sei denn, daß sich für die Be-
fristung aus der Person des Leiharbeitnehmers 
ein sachlicher Grund ergibt; 

4. mit dem Leiharbeitnehmer jeweils unbefristete 
Arbeitsverträge abschließt, diese Verträge je-
doch durch Kündigung beendet und den Leihar-
beitnehmer innerhalb von drei Monaten nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses erneut ein-
stellt; 

5. die Dauer des Arbeitsverhältnisses mit dem Leih-
arbeitnehmer auf die Zeit der erstmaligen Über-
lassung an einen Entleiher beschränkt, oder 

6. einem Entleiher denselben Leiharbeitnehmer 
länger als drei aufeinander folgende Monate 
überläßt. 

(2) Die Erlaubnis ist ferner zu versagen, wenn 
für die Ausübung der Tätigkeit nach -§ 1 Betriebe, 
Betriebsteile oder Nebenbetriebe vorgesehen sind, 
die nicht im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften liegen. Sie kann ver-
sagt werden, wenn der Antragsteller nicht Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist. 
Angehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften erhalten die Erlaubnis unter den 
gleichen Voraussetzungen wie deutsche Staatsange-
hörige. 

§4 

Rücknahme 

(1) Eine rechtswidrige Erlaubnis kann mit Wir-
kung für die Zukunft zurückgenommen werden. 

(2) Die Erlaubnisbehörde hat dem Verleiher auf 
Antrag den Vermögensnachteil auszugleichen den 
dieser dadurch erleidet, daß er auf den Bestand der 
Erlaubnis vertraut hat, soweit sein Vertrauen unter 
Abwägung mit dem öffentlichen Interesse schutz-
würdig ist. Auf Vertrauen kann sich der Verleiher 
nicht berufen, wenn er 

1. die Erlaubnis durch arglistige Täuschung, Dro-
hung oder eine strafbare Handlung erwirkt hat; 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 	Drucksache VI/2303  

2. die Erlaubnis durch Angaben erwirkt hat, die in 
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvoll-
ständig waren, oder 

3. die Rechtswidrigkeit der Erlaubnis kannte oder 
infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den 
Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, das der 
Verleiher an dem Bestand der Erlaubnis hat. Der 
auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die 
Erlaubnisbehörde festgesetzt. Der Anspruch kann 
nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; 
die Frist beginnt, sobald die Erlaubnisbehörde den 
Verleiher auf sie hingewiesen hat. 

(3) Die Rücknahme ist nur innerhalb eines Jahres 
seit dem Zeitpunkt zulässig, in dem die Erlaubnis-
behörde von den Tatsachen Kenntnis erhalten hat, 
die die Rücknahme der Erlaubnis rechtfertigen. 

§ 5 

Widerruf 

(1) Die Erlaubnis kann mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen werden, wenn 

1. der Widerruf bei ihrer Erteilung vorbehalten 
worden ist; 

2. der Verleiher eine Auflage nach § 2 Abs. 2 nicht 
innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat, 

oder 

3. die Erlaubnisbehörde aufgrund nachträglich ein-
getretener Tatsachen berechtigt wäre, die Er-
laubnis zu versagen. 

(2) Die Erlaubnis wird mit dem Wirksamwerden 
des Widerrufs unwirksam, wenn die Erlaubnisbe-
hörde keinen späteren Zeitpunkt bestimmt. 

(3) Der Widerruf ist unzulässig, wenn eine Er-
laubnis gleichen Inhalts erneut erteilt werden 
müßte. 

§6 

Verwaltungszwang 

Werden Leiharbeitnehmer von einem Verleiher 
ohne die erforderliche Erlaubnis überlassen, so hat 
die Erlaubnisbehörde dem Verleiher dies zu unter-
sagen und das weitere Überlassen nach den Vor-
schriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes zu 
verhindern. 

§ 7 

Anzeigen und Auskünfte 

(1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde nach 
Erteilung der Erlaubnis unaufgefordert die Ver-
legung, Schließung und Errichtung von Betrieben, 
Betriebsteilen oder Nebenbetrieben vorher anzu-
zeigen. Wenn die Erlaubnis Personengesamtheiten, 
Personengesellschaften oder juristischen Personen 
erteilt ist und nach ihrer Erteilung eine andere Per-
son zur Geschäftsführung oder Vertretung nach Ge-

setz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag berufen 
wird, ist auch dies unaufgefordert anzuzeigen. 

(2) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde auf 
Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur Durch-
führung des Gesetzes erforderlich sind. Die Aus-
künfte sind wahrheitsgemäß, vollständig, fristgemäß 
und unentgeltlich zu erteilen. Auf Verlangen der Er-
laubnisbehörde hat der Verleiher die geschäftlichen 
Unterlagen vorzulegen, aus denen sich die Richtig-
keit seiner Angaben ergibt, oder seine Angaben auf 
sonstige Weise glaubhaft zu machen. Der Verleiher 
hat seine Geschäftsunterlagen drei Jahre lang aufzu-
bewahren. 

(3) In begründeten Einzelfällen ist die Erlaubnis-
behörde befugt, Grundstücke und Geschäftsräume, 
zur Verhütung dringender Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung auch Wohnräume des 
Verleihers zu betreten, dort Prüfungen vorzuneh-
men  und in die geschäftlichen Unterlagen des Ver-
leihers Einsicht zu nehmen. Der Verleiher hat die 
Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht 
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes). wird insoweit eingeschränkt. 

(4) Der Verleiher kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Ge-
fahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei-
ten aussetzen würde. 

§ 8 

Statistische Meldungen 

(1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde halb-
jährlich statistische Meldungen über 

1. die Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer, ge-
trennt nach dem Geschlecht, nach der Staatsange-
hörigkeit und nach Berufsgruppen, 

2. die Zahl der Überlassungsfälle, gegliedert nach 
Wirtschaftsgruppen, 

3. die Zahl der Entleiher, denen er Leiharbeitneh-
mer überlassen hat, gegliedert nach Wirtschafts-
gruppen, 

4. die Zahl und die Dauer der Arbeitsverhältnisse, 
die ,er mit jedem überlassenen Leiharbeitnehmer 
eingegangen ist, 

5. die Zahl der Beschäftigungstage jedes überlasse-
nen Leiharbeitnehmers, gegliedert nach Überlas-
sungsfällen, 

zu erstatten. Die Erlaubnisbehörde kann die Melde-
pflicht nach Satz 1 einschränken. 

(2) Die Meldungen sind für das erste Kalender-
jahr bis zum 1. September des laufenden Jahres, für 
das zweite Kalenderhalbjahr bis zum 1. März des 
folgenden Jahres zu erstatten. 

(3) Die Erlaubnisbehörde gibt zur Durchführung 
des Absatzes 1 Erhebungsvordrucke aus. Die Mel-
dungen sind auf diesen Vordrucken zu erstatten. Die 
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Richtigkeit der Angaben ist durch Unterschrift zu 
bestätigen. 

(4) Einzelangaben nach Absatz 1 sind von der 
Erlaubnisbehörde geheimzuhalten. Die Vorschrif-
ten der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des § 189 der 
Reichsabgabenordnung über Beistands- und An-
zeigepflichten gegenüber den Finanzämtern gelten 
insoweit nicht für die Erlaubnisbehörde. Veröffent-
lichungen von Ergebnissen auf Grund von Meldun-
gen nach Absatz 1 dürfen keine Einzelangaben ent-
halten. Eine Zusammenfassung von Angaben mehre-
rer Auskunftspflichtiger ist keine Einzelangabe im 
Sinne dieses Absatzes. 

§ 9 

Nichtigkeit 

Nichtig sind: 

1. Verträge zwischen Verleihern und Entleihern 
sowie zwischen Verleihern und Leiharbeitneh-
mern, wenn der Verleiher nicht die nach § 1 er-
forderliche Erlaubnis hat, 

2. Befristungen des Arbeitsverhältnisses zwischen 
Verleiher und Leiharbeitnehmer, es sei denn, 
daß sich für die Befristung aus der Person des 
Leiharbeitnehmers ein sachlicher Grund ergibt, 

3. Kündigungen des Arbeitsverhältnisses zwischen 
Verleiher und Leiharbeitnehmer durch den Ver-
leiher, wenn der Verleiher den Leiharbeitneh-
mer innerhalb von drei Monaten nach Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses erneut einstellt, 

4. Vereinbarungen, die dem Entleiher untersagen, 
den Leiharbeitnehmer zu einem Zeitpunkt einzu-
stellen, in dem dessen Arbeitsverhältnis zum 
Verleiher nicht mehr besteht, 

5. Vereinbarungen, die dem Leiharbeitnehmer un-
tersagen, mit dem Entleiher zu einem Zeitpunkt, 
in dem das Arbeitsverhältnis zwischen Ver-
leiher und Leiharbeitnehmer nicht mehr besteht, 
ein Arbeitsverhältnis einzugehen. 

§ 10 

Rechtsfolgen bei Nichtigkeit 

(1) Ist der Vertrag zwischen einem Verleiher und 
einem Leiharbeitnehmer nach § 9 Nr. 1 nichtig, so 
gilt ein Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und 
Leiharbeitnehmer zu dem zwischen dem Entleiher 
und dem Verleiher für den Beginn der Tätigkeit 
vorgesehenen Zeitpunkt als zustande gekommen. Für 
das Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt die zwischen 
dem Verleiher und dem Entleiher vorgesehene Ar-
beitszeit als vereinbart. Das Arbeitsverhältnis nach 
Satz 1 gilt als befristet, wenn die Tätigkeit des Leih-
arbeitnehmers bei dem Entleiher nur befristet vor-
gesehen war und ein die Befristung des Arbeitsver-
hältnisses sachlich rechtfertigender Grund vorliegt. 
Im übrigen bestimmen sich Inhalt und Dauer dieses 
Arbeitsverhältnisses nach den für den Betrieb des 
Entleihers geltenden Vorschriften und sonstigen 
Regelungen. 

(2) Der Leiharbeitnehmer kann im Falle der Nich-
tigkeit seines  Vertrages mit dem Verleiher von die-
sem Ersatz des Schadens verlangen, den er dadurch 
erleidet, daß er auf die Gültigkeit des Vertrages 
vertraut. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Verleiher die Umstände, die die Nichtigkeit zur 
Folge haben, nicht zu vertreten hat oder der Leih-
arbeitnehmer den Grund der Nichtigkeit kannte. 

(3) In den Fällen des § 9 Nr. 3 ist der Anspruch 
des Leiharbeitnehmers auf Arbeitsentgelt nicht von 
seinem Angebot zur Arbeitsleistung abhängig; § 11 
des Kündigungsschutzgesetzes gilt entsprechend. 
Entsprechendes gilt für die Zeit nach Ablauf der 
Frist, wenn eine Befristung nach § 9 Nr. 2 nichtig 
ist. 

§ 11  
Sonstige Vorschriften über das Leiharbeitsverhältnis 

(1) Der Verleiher ist verpflichtet, den wesent-
lichen Inhalt des Arbeitsverhältnisses in eine von 
ihm zu unterzeichnende Urkunde aufzunehmen und 
diese dem Leiharbeitnehmer auszuhändigen. In der 
Urkunde sind anzugeben: 

1. Firma und Anschrift des Verleihers, die Erlaub-
nisbehörde sowie Ort und Datum der Erteilung 
der Erlaubnis nach § 1, 

2. Vor- und Zunamen, Wohnort und Wohnung, Tag 
und Ort der Geburt des Leiharbeitnehmers, 

3. Art der von dem Leiharbeitnehmer zu leisten-
den Tätigkeit und etwaige Pflicht zur auswärti-
gen Leistung, 

4. Beginn und Dauer des Arbeitsverhältnisses, 

5. Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnis-
ses, 

6. Höhe des Arbeitsentgelts und Zahlungsweise, 

7. Leistungen bei Krankheit, Urlaub und vorüber-
gehender Nichtbeschäftigung, 

8. Zeitpunkt und Ort der Begründung des Arbeits-
verhältnisses. 

Weitere Abreden können in die Urkunde aufgenom-
men werden. Die Verpflichtung zur Ausstellung der 
Urkunde nach Satz 1 entfällt, wenn das Arbeitsver-
hältnis durch eine schriftliche Vereinbarung be-
gründet wird, welche die in Satz 2 geforderten An-
gaben enthält. Der Verleiher hat eine Durchschrift 
der  Urkunde nach Satz 1 oder nach Satz 4 drei Jahre 
lang aufzubewahren. 

(2) Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem 
Leiharbeitnehmer bei Vertragsschluß ein Merkblatt 
der Erlaubnisbehörde über den wesentlichen Inhalt 
dieses Gesetzes auszuhändigen. Nichtdeutsche Leih-
arbeitnehmer erhalten das Merkblatt und die Ur-
kunde nach Absatz 1 in ihrer Muttersprache. Die 
Kosten des Merkblatts trägt der Verleiher. 

(3) § 622 Abs. 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ist nicht auf Arbeitsverhältnisse zwischen Ver-
leihern und Leiharbeitnehmern anzuwenden. Das 
Recht des Leiharbeitnehmers auf Vergütung bei 
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Annahmeverzug des Verleihers (§ 615 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs) kann nicht durch Vertrag 
aufgehoben oder beschränkt werden; § 615 Satz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

(4) Der Leiharbeitnehmer ist nicht verpflichtet, 
bei einem Entleiher tätig zu sein, soweit dieser 
durch einen Arbeitskampf unmittelbar betroffen ist. 

§ 12 

Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher und Entleiher 

(1) Der Vertrag zwischen dem Verleiher und dem 
Entleiher bedarf der Schriftform. In der Urkunde hat 
der Verleiher zu erklären, ob er die Erlaubnis nach 
§ 1 besitzt. 

(2) Der Verleiher hat den Entleiher unverzüglich 
von einem Wegfall der Erlaubnis zu unterrichten. 

(3) Der Verleiher hat dem Entleiher die für die 
Meldung nach § 317 a der Reichsversicherungsord-
nung erforderlichen Angaben zu machen. 

§ 13 

Kein Ausschluß des Entgelts 

Beruht ein Arbeitsverhältnis auf einer entgegen 
§ 4 des Arbeitsförderungsgesetzes ausgeübten Ar-
beitsvermittlung, so können die arbeitsrechtlichen 
Ansprüche des Arbeitnehmers gegen den Arbeit-
geber dieses Arbeitsverhältnisses nicht durch Ver-
einbarung ausgeschlossen werden. 

§ 14 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei-
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be-
trauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu zwei Jahren. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 15 

Nichtdeutsche Leiharbeitnehmer 
ohne Arbeitserlaubnis 

Wer als Verleiher einen nichtdeutschen Arbeit-
nehmer, der eine Arbeitserlaubnis nach § 19 Abs. 1 
Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes nicht besitzt,  

ohne Erlaubnis nach § 1 einem Dritten überläßt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

§ 16 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einen Leiharbeitnehmer ohne Erlaubnis nach § 1 
einem Dritten überläßt, 

2. einen ihm überlassenen nichtdeutschen Leih-
arbeitnehmer, der eine Arbeitserlaubnis nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes 
nicht besitzt, tätig werden läßt, 

3. einer Auflage nach § 2 Abs. 2 nicht, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

4. eine Anzeige nach § 7 Abs. 1 nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 

5. eine Auskunft nach § 7 Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt, 

6. seiner Aufbewahrungspflicht nach § 7 Abs. 2 
Satz 4 oder nach § 11 Abs. 1 Satz 5 nicht nach-
kommt, 

7. eine statistische Meldung nach § 8 Abs. 1 oder 2 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt, 

8. einer Pflicht nach § 11 Abs. 1 Sätze 1 oder 2 
oder Absatz 2 nicht nachkommt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
kann mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend 
Deutsche Mark, die Ordnungswidrigkeit nach Ab-
satz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, die Ordnungswidrigkeit nach Ab-
satz 1 Nr. 3 mit einer Geldbuße bis zu dreitausend 
Deutsche Mark, die Ordnungswidrigkeit nach Ab-
satz 1 Nr. 4 bis 8 mit einer Geldbuße bis zu tausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten sind die Hauptstelle der Bundesanstalt für Ar-
beit, die Landesarbeitsämter und die Arbeitsämter 
jeweils für ihren Geschäftsbereich. 

(4) Geldbußen werden auf Ersuchen der Erlaub-
nisbehörde von der vom Land bestimmten Behörde 
beigetrieben. 

§ 17 

Bundesanstalt für Arbeit 

Die Bundesanstalt für Arbeit führt dieses Gesetz 
nach fachlichen Weisungen des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung durch. Verwaltungskosten 
werden nicht erstattet. 



Drucksache VI/2303 	Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Artikel 2 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 86 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Absatz 3 gilt entsprechend, wenn eine 
Erlaubnis nach Artikel 1 § 1 des Gesetzes zur 
Regelung der gewerbsmäßigen Arbeitnehmer-
überlassung vom . (Bundesgesetzbl. I S. ...) 
zurückgenommen, widerrufen oder nicht verlän-
gert wird." 

2. § 97 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Dasselbe gilt, wenn ein Verwaltungsakt an-
gefochten wird, mit dem eine Erlaubnis nach 
Artikel 1 § 1 des Gesetzes zur Regelung der 
gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 
vom . (Bundesgesetzbl. I S. ...) zurückge-
nommen, widerrufen oder nicht verlängert 
wird." 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

Artikel 3 

Änderung sozialversicherungsrechtlicher 
Vorschriften 

§ 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 317 wird folgender § 317 a eingefügt: 

„§ 317a 

Meldepflicht des Entleihers 

Wird ein Arbeitnehmer von einem Arbeit-
geber gegen Vergütung einem anderen (Ent-
leiher) zur Arbeitsleistung überlassen, so hat 
dieser den Arbeitnehmer, dessen Arbeitgeber 
sowie Beginn und Ende der Überlassung zu 
melden. Die Meldungen sind innerhalb von sie-
ben Tagen nach dem Beginn und dem Ende der 
Überlassung der Kasse einzureichen, der der 
Arbeitnehmer auf Grund der Krankenversiche-
rungspflicht angehört oder anzugehören hätte, 
wenn er versicherungspflichtig wäre. § 318 a 
gilt insoweit entsprechend." 

2. Dem § 393 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Für die Erfüllung der Zahlungspflicht 
des Arbeitgebers haftet der Entleiher (§ 317 a) 
wie ein selbstschuldnerischer Bürge. Seine Haf-
tung beschränkt sich auf die Beitragsschulden 
für die Zeit, für die ihm der Arbeitnehmer 
überlassen worden ist. Er kann die Zahlung 
verweigern, solange die Kasse den Arbeitgeber  

nicht unter Fristsetzung gemahnt hat und die 
Frist nicht verstrichen ist. § 28 Abs. 1 gilt." 

3. § 520 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 
„§ 393 Abs. 3 gilt entsprechend." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) §§ 317 a und 318 a gelten." 

4. § 530 erhält folgende Fassung: 

„§ 530 
Verletzung von Melde- und 
Benachrichtigungspflichten 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen den 
§§ 317, 317 a, 318 a, 519 und 521 Abs. 1 eine 
Meldung nicht, unrichtig, unvollständig oder 
nicht rechtzeitig erstattet, kann mit Ordnungs-
strafe in Geld bestraft werden." 

5. § 708 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein-
gefügt: 
„(3) Die Vorschriften einer Berufsgenos-

senschaft gelten im Falle des § 648 auch für 
Versicherte, deren Arbeitsunfälle eine an-
dere Berufsgenossenschaft zu entschädigen 
hat." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

6. In § 713 werden die Worte „durch ein Unter-
nehmen" durch die Worte „durch Beschäftigte 
eines Unternehmens" ersetzt. 

7. Dem § 729 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) § 393 Abs. 3 gilt entsprechend." 

8. Dem § 1396 Abs. i wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„§ 393 Abs. 3 gilt entsprechend." 

9. Dem § 1401 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Zahlt der nach § 393 Abs. 3 Haftende 
die Beiträge, so trägt die Einzugsstelle die An-
gaben nach Absatz 2 auf der Versicherungs-
karte ein; steht der Einzugsstelle die  Versiche-
rungskarte nicht zur Verfügung, so stellt sie 
eine Bescheinigung mit den in Absatz 2 ge-
nannten Angaben aus und übersendet diese 
dem zuständigen Träger der Rentenversiche-
rung." 

10. § 1543 c Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Dies gilt auch gegenüber einer anderen Ge-
nossenschaft, die den Unfall zu entschädi-
gen hat." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
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11. Dem § 1553 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„ (4) Im Falle des § 648 hat jeder Unterneh-
mer den Unfall dem zur Entschädigung ver-
pflichteten Versicherungsträger anzuzeigen. Der 
Unternehmer, der einem anderen Versiche-
rungsträger angehört, hat diesem ein weiteres 
Stück seiner Anzeige zu übersenden." 

§ 2 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

1. Dem § 118 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 393 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung 
gilt entsprechend." 

2. Dem § 123 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„ (5) Zahlt der nach § 393 Abs. 3 der Reichs-
versicherungsordnung Haftende die Beiträge, so 
trägt die Einzugsstelle die Angaben nach Ab-
satz 2 auf der Versicherungskarte ein; steht der 
Einzugsstelle die Versicherungskarte nicht zur 
Verfügung, so stellt sie eine Bescheinigung mit 
den in Absatz 2 genannten Angaben aus und 
übersendet diese dem zuständigen Träger der 
Rentenversicherung. " 

§ 3 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 15 Abs. 3 wird gestrichen. 

2. § 114 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 

„§ 393 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung 
gilt entsprechend." 

b) Absatz 1 Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
„ (3) Zahlt der nach Absatz 1 Satz 2 Haf-

tende Beiträge zur Rentenversicherung der 
Arbeiter oder Angestellten, so gilt § 1401 
Abs. 5 der Reichsversicherungsordnung." 

3. § 115 erhält folgende Fassung: 

„§ 115 
Unterbliebene Anmeldung 

Unterbleibt die Anmeldung nach § 141 Abs. 2, 
so kann die Bundesknappschaft die Zahl der Ver-
sicherten, für welche Beiträge zu entrichten sind, 
sowie die Höhe des beitragspflichtigen Entgelts 
nach ihrem Ermessen bestimmen." 

4. § 141 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Beschäftigte, die nach diesem Gesetz ver-
sicherungspflichtig sind, sind bei der Bundes-

knappschaft anzumelden und nach Beendigung 
der Beschäftigung wieder abzumelden. Die Vor-
schriften der Reichsversicherungsordnung über 
Meldungen gelten entsprechend." 

Artikel 4 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 582), zuletzt geändert durch 
das Erste Gesetz zur Änderung des Arbeitsförde-
rungsgesetzes vom 22. Dezember 1969 (Bundesge-
setzbl. I S. 2360), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „drei" durch das 
Wort „sieben" ersetzt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Entsprechendes gilt für denjenigen, dem 
Arbeitnehmer gegen Vergütung zur Arbeits-
leistung überlassen sind." 

c) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 
3 und 4. 

2. In § 178 Abs. 2 wird der Klammerzusatz „(§§ 317 
bis 318 a und 521 Abs. 1 der Reichsversicherungs-
ordnung, § 15 Abs. 3 des Reichsknappschaftsge-
setzes)" gestrichen. 

3. § 179 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die  Worte „die Zahltage (§ 393)" werden 
durch die Worte „die Zahltage (§ 393 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 sowie Abs. 2) und die Haftung 
des Entleihers als selbstschuldnerischer Bürge 
(§ 393 Abs. 3) " ersetzt. 

b) Der Klammerzusatz „ (§ 520) " wird durch den 
Klammerzusatz „(§ 520 Abs. 1 Sätze 1 und 2)" 
ersetzt. 

4. § 227 erhält folgende Fassung: 

„Wer 

1. ohne vorherige Zustimmung der Bundesan-
stalt nach § 18 Abs. 1 Satz 2 oder ohne Auf-
trag der Bundesanstalt nach § 23 Abs. 1 Satz 2 
einen Arbeitnehmer für eine Beschäftigung 
als Arbeitnehmer im Ausland oder im Aus

-

lande für eine Beschäftigung als Arbeitneh-
mer im Inland anwirbt oder vermittelt oder 

2. einen nichtdeutschen Arbeitnehmer, der die 
nach § 19 Abs. 1 Satz 1 erforderliche Erlaubnis 
nicht besitzt, ohne Auftrag der Bundesanstalt 
nach § 23 Abs. 1 Satz 1 im Inland vermittelt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft." 

5. In § 229 Abs. 2 wird das Wort „dreitausend" 
durch das Wort „zehntausend" ersetzt. 
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Artikel 5 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas-
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 2 

Krankenversicherung der unständig Beschäftigten 
im Land Hamburg 

(1) Der Senat der Freien und Hansestadt Ham-
burg kann für die unständig Beschäftigten (§ 441 
der Reichsversicherungsordnung) bis zu einer bun-
deseinheitlichen Neuregelung Näheres über die zur 
Durchführung der Krankenversicherung erf order

-

lichen  Meldungen, über Berechnung, Zahlung und 
Nachweis der Krankenversicherungsbeiträge sowie 
über Berechnung und Zahlung der Barleistungen be-
stimmen. In der Rechtsverordnung kann auch be-
stimmt werden, 

1. daß die Arbeitgeber von unständig Beschäftigten 
ihren Beitragsteil selbst zu tragen haben, 

2. daß die Arbeitgeber dabei den Beitragsteil für 
den Versicherten zu verauslagen haben, wenn 

dieser seiner Pflicht zur Beitragsentrichtung nicht 
nachgekommen ist, 

3. welche Zeit als vorübergehend im Sinne des 
§ 446 der Reichsversicherungsordnung anzusehen 
ist, 

4. welche Verstöße gegen Pflichten, die die Rechts-
verordnung Arbeitgebern oder unständig Be-
schäftigten auferlegt, als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße geahndet werden können. 

(2) Mit einer Ordnungsstrafe in Geld kann be-
straft werden, wer den Vorschriften einer Rechts-
verordnung nach Absatz 1 vorsätzlich oder fahrläs-
sig zuwiderhandelt. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt zwei Monate nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

§4 

Übergangsregelung 

Wenn Verleiher, die bei Inkrafttreten des Geset-
zes gewerbsmäßig Arbeitnehmer überlassen, die Er-
laubnis nach Artikel 1 § 1 binnen zwei Monaten 
nach Inkrafttreten des Gesetzes beantragen, gilt die 
Erlaubnis bis zur Entscheidung der Erlaubnisbehörde 
über den Antrag als erteilt. Wird die Erlaubnis ver-
sagt, so gilt dies als Rücknahme einer Erlaubnis. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Die Arbeitnehmerüberlassung in der Bundes-
republik Deutschland 

Bei der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung 
stellen Unternehmer (Verleiher) Dritten (Entleihern) 
Arbeitskräfte gegen Entgelt zur Arbeitsleistung zur 
Verfügung. In der Regel zahlt der Verleiher das 
Arbeitsentgelt und führt auch Lohnsteuer sowie 
Sozialversicherungsbeiträge ab. 

Bei ,der kurzfristigen Arbeitnehmerüberlassung — 
die  auch als Zeitarbeit bezeichnet wird — spart der 
Entleiher dadurch Personalbeschaffungs- und -ver-
waltungskosten ein, die bei der Deckung eines nur 
vorübergehenden Kräftebedarfs unverhältnismäßig 
hoch sein können. Gleichzeitig werden Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für Personen erschlossen, die 
— beispielsweise wegen familiärer Verpflichtun-
gen — nur vorübergehend tätig sein können oder 
wollen. Bei einer festen Bindung an den Verleiher 
können Arbeitnehmer dabei bestimmte arbeitsrecht-
liche Ansprüche und Rechte, wie Kündigungsschutz, 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und Urlaubsan-
spruch erwerben, die aufgrund kurzfristiger Arbeits-
verträge mit verschiedenen Arbeitgebern nicht im-
mer entstehen.  

Verleiher überlassen aber nicht nur Zeitpersonal, 
sondern auch Dauerarbeitnehmer. Werden diese 
nicht aus der Arbeitsmarktreserve, sondern durch 
Abwerbung von anderen Arbeitgebern gewonnen, 
so wird der Arbeitsmarkt empfindlich gestört. Dieser 
„Zwischenhandel" verteuert zudem die ohnehin 
knappe Arbeitskraft. Anders als bei der Überlas-
sung von Zeitkräften erfüllen die Verleiher hier 
keine besonderen Bedürfnisse der Wirtschaft. Fer-
ner besteht die Gefahr, daß Arbeitgeber auf die Be-
schäftigung von Leiharbeitnehmern ausweichen, um 
sich arbeitsrechtlichen Verpflichtungen gegenüber 
Stammkräften zu entziehen. 
Seit 1967 nahm die gewerbsmäßige Arbeitnehmer-
überlassung im Bundesgebiet — begünstigt durch 
den steigenden Arbeitskräftebedarf — ständig zu; 
das gilt auch für die langfristige Arbeitnehmerüber-
lassung. Zur Zeit sind in der Bundesrepublik rd. 
550 Verleihfirmen bekannt. Neben den unerwünsch-
ten Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt mußten in 
wachsendem Umfange Verstöße gegen Vorschriften 
des Arbeits-, Vermittlungs- und Sozialversiche-
rungsrechts verzeichnet werden. Verleiher nutzten 
unzureichende behördliche Überwachungsmöglich-
keiten dazu aus, Sozialversicherungsbeiträge für die 
von ihnen überlassenen Arbeitnehmer zu hinter-
ziehen. Verschiedentlich wurde sogar der Lohn ganz 
oder teilweise vorenthalten. Ferner wurde gegen 
Arbeitsschutzvorschriften und die Bestimmungen 
über die Arbeitserlaubnis verstoßen. Andere Ver-
leiher beeinträchtigten den sozialen Schutz von Leih

-

arbeitnehmern durch den Abschluß von befristeten 
Kettenverträgen. Besonders gefährdet waren aus-
ländische Arbeitnehmer. 
Verschärfte Überwachungsmaßnahmen auf der 
Grundlage des geltenden Rechts hatten nur begrenz-
ten Erfolg. Besondere Schwierigkeiten bestanden, 
die unerlaubte Arbeitsvermittlung von Verleihern 
zu erfassen. 
Um derartige Verstöße zu verhindern, hatte der 
Gesetzgeber 1956 mit der Großen Novelle zum Ge-
setz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-
sicherung Arbeitnehmerüberlassungsverträge in das 
Vermittlungsmonopol der Bundesanstalt einbezogen 
(§ 37 Abs. 3 AVAVG i. d . F. vom 3. April 1957 
— Bundesgesetzbl. I S. 321 —). Mit Urteil vom 
4. April 1967 — 1 BvR 84/65 — hob das Bundes-
verfassungsgericht diese Vorschrift als verfassungs-
widrigen Eingriff in das Grundrecht der Berufsfrei-
heit auf. Dazu führte es aus, Arbeitnehmerüber-
lassungsverträge könnten besondere wirtschaftliche 
Bedürfnisse erfüllen. Die Abwehr von Mißbräuchen 
hi diesem Bereich sei durch weniger einschneidende 
Maßnahmen möglich. Auch die hier bestehenden 
Abgrenzungsschwierigkeiten rechtfertigten kein all-
gemeines Verbot der Arbeitnehmerüberlassung. Das 
Bundesverfassungsgericht überließ dabei die Ent-
scheidung, ob die beschwerdeführende Verleihfirma 
Arbeitsvermittlung nach § 37 Abs. 1 AVAVG (§ 13 
Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes) betrieb, und 
damit die Abgrenzung der erlaubten Arbeitnehmer-
überlassung von der unerlaubten Arbeitsvermitt-
lung der Sozialgerichtsbarkeit. Das Bundessozial-
gericht beurteilte die gewerbliche Betätigung der 
Beschwerdeführerin als Arbeitsvermittlung (Urteil 
vom 29. Juli 1970 — 7 RAr 44/68 —). Es stellte fest, 
eine erlaubte Arbeitnehmerüberlassung komme nur 
in Betracht, wenn der Verleiher das Arbeitgeber-
risiko trage, den sozialen Schutz des Leiharbeit

-

nehmers sicherstelle und das Leiharbeitsverhältnis 
den Einsatz des Arbeitnehmers beim Entleiher über-
dauere. Ohne diese Voraussetzungen sei der Tat-
bestand der unerlaubten Arbeitsvermittlung erfüllt. 
Das Bundesverfassungsgericht hat die Verfassungs-
mäßigkeit dieses Urteils mit Beschluß vom 11. Ja-
nuar 1971 — 1 BvR 572/70 — bestätigt. 

2. Die vorgesehenen Neuregelungen 

Nach dem vorliegenden Entwurf soll für die ge-
werbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung eine Erlaub-
nispflicht eingeführt werden; die Verleiher werden 
der Aufsicht der Bundesanstalt für Arbeit unter-
stellt. Die Erteilung der Erlaubnis wird davon ab-
hängig gemacht, daß der Verleiher die erforderliche 
Zuverlässigkeit besitzt und ,den sozialen Schutz der 
Leiharbeitnehmer gewährleistet. Diese Einschrän-
kungen der Berufsausübung sind geboten, um bei 
der Arbeitnehmerüberlassung Verhältnisse herzu-
stellen, die den Anforderungen des sozialen Rechts- 
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staates entsprechen und eine Ausbeutung der be-
troffenen Arbeitnehmer ausschließen. Damit sind 
die vorgesehenen Regelungen verfassungsgemäß. 

Die nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts und 'des Bundessozialgerichts zuläs-
sige Arbeitnehmerüberlassung wird gegenüber der 
Arbeitsvermittlung, die allein der Bundesanstalt für 
Arbeit obliegt, im Rahmen des geltenden Rechts 
tatbestandsmäßig näher abgegrenzt. Ferner wird 
der arbeits- und sozialversicherungsrechtliche Schutz 
der Leiharbeitnehmer ausgebaut. Dabei entstehen 
für den  Entleiher bei ordnungsgemäßer Abwicklung 
der Arbeitnehmerüberlassung keine finanziellen Be-
lastungen. Er tritt nur subsidiär in die Verpflichtun-
gen des Verleihers ein, wenn dieser seinen dem 
Leiharbeitnehmer gegenüber obliegenden Pflichten 
nicht nachkommt. 

Im Sozialversicherungsrecht soll der Entleiher zur 
Abgabe einer Kontrollmeldung verpflichtet werden. 
Dadurch wird es möglich, Verstöße des Verleihers 
gegen seine Arbeitgeberpflichten nach dem Sozial-
versicherungsrecht lückenlos aufzudecken.. 

Verschärfte Strafen sind für die Vermittlung und 
das Überlassen ausländischer Arbeitnehmer vor-
gesehen, die keine Arbeitserlaubnis besitzen. 

Die Zuständigkeit des Bundes für die im Entwurf 
getroffenen Regelungen ergibt sich aus Artikel 74 
Nm. 11 und 12 des Grundgesetzes. Durch die Aus-
führung des Gesetzes werden Bund, Länder und 
Gemeinden nicht mit Kosten belastet. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu Artikel 1 

Artikel 1 regelt die Ausübung der Arbeitnehmer-
überlassung. Die vorgesehenen Beschränkungen der 
gewerblichen Betätigung sind erforderlich, um Ver-
leiher, die ihre Arbeitgeberpflichten zum Nachteil 
der Leiharbeitnehmer verletzen, von der Arbeit-
nehmerüberlassung auszuschließen. Die Ausübungs-
regelung wird durch zivilrechtliche Vorschriften er-
gänzt, die den arbeitsrechtlichen Schutz der Leih-
arbeitnehmer sicherstellen. 

Zu 1 

Die Vorschrift legt den Anwendungsbereich der 
Ausübungsregelung fest. Die Erlaubnispflicht er-
streckt sich auf Arbeitgeber, die Dritten Arbeitneh-
mer gewerbsmäßig zur Arbeitsleistung überlassen 
wollen, ohne damit Arbeitsvermittlung zu betreiben. 
Der Arbeitgeber wird als Verleiher, der Dritte als 
Entleiher und der überlassene Arbeitnehmer als 
Leiharbeitnehmer bezeichnet. Diese Begriffe stim-
men zwar nicht mit dem Sprachgebrauch des Bürger-
lichen Gesetzbuchs überein, das unter Leihe nur die 
unentgeltliche Gebrauchsüberlassung einer Sache 
versteht. Der Begriff des Leiharbeitsverhältnisses 
hat sich jedoch inzwischen nicht nur im allgemeinen 
Sprachgebrauch,  sondern auch in der arbeitsrecht-
lichen Literatur durchgesetzt. Deshalb erscheint es 
vertretbar, dem auch im Bereich dieses Gesetzes zu 

folgen und die anschaulichen Begriffe „Verleiher" 
usw. zu wählen. 

Nach dem Territorialitätsprinzip wird das Über-
lassen zur Arbeitsleistung im Inland erfaßt. Dabei 
wird nicht auf den Geschäftssitz des Verleihers ab-
gestellt (vgl. aber § 3 Abs. 2). 

Erlaubnispflichtig ist nur die gewerbsmäßige Arbeit-
nehmerüberlassung, da im übrigen kein besonderes 
Kontrollbedürfnis besteht. Das gewerbsmäßige 
Überlassen setzt voraus, daß der Hauptzweck des 
Betriebes oder eines Betriebsteils darauf gerichtet 
ist, aus .  der Arbeitnehmerüberlassung einen wirt-
schaftlichen Gewinn zu erzielen. 

Von der Erlaubnispflicht ausgenommen sind z. B. 
die Selbsthilfeorganisationen im Bereich der Land-
wirtschaft, die landwirtschaftlichen Unternehmen Be-
triebshelfer oder Dorfhelferinnen zur Verfügung 
stellen, wenn sie nicht in Gewinnabsicht handeln. 
Auch das gelegentliche, „Ausleihen" von Arbeitneh-
mern zwischen Betrieben zur Deckung eines kurz-
fristigen Personalmehrbedarfs oder das Überlassen 
von Arbeitnehmern zwischen Betrieben, die wirt-
schaftlich unter einer einheitlichen Leitung stehen 
oder sich nur vorübergehend zusammengeschlossen 
haben, wie Bauarbeitsgemeinschaften, sind nicht er-
laubnispflichtig. Ferner fehlt es an einem gewerbs-
mäßigen Überlassen, wenn eine rechtlich selbstän-
dige Einrichtung, die von mehreren Arbeitgebern 
zum Zweck der zentralen Personalführung errichtet 
wurde, den sie tragenden Arbeitgebern Arbeits-
kräfte zuweist. Ebensowenig greift § 1 ein, wenn 
das Überlassen als Nebenleistung anzusehen ist, 
wie im Falle der Vermietung von Maschinen, bei der 
der Vermieter das Bedienungspersonal zur Ver-
fügung stellt. 

Ein Überlassen „zur Arbeitsleistung" liegt nicht vor, 
wenn Arbeitnehmer aufgrund einer werkvertrag-
lichen Verpflichtung ihres Arbeitgebers im Betrieb 
eines Dritten tätig werden. 

Ob der Tatbestand der Arbeitsvermittlung vorliegt, 
ist nach der Begriffsbestimmung des § 13 des Ar-
beitsförderungsgesetzes zu beurteilen. Die Vor-
schrift des § 4 des Arbeitsförderungsgesetzes, aus 
der sich das Verbot der privaten Arbeitsvermittlung 
ergibt, bleibt unberührt. 

Zu §2 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift begründet einen Anspruch auf Ertei-
lung der Erlaubnis, wenn keine Versagungsgründe 
(§ 3) vorliegen. 

Zu Absatz 2 

Danach kann die Erlaubnisbehörde mit Bedingungen 
und Auflagen sicherstellen, daß der Verleiher die im 
Einzelfall zum Schutz der Leiharbeitnehmer erforder-
lichen Maßnahmen trifft. Die Bezugnahme auf § 3 
grenzt den Rahmen, innerhalb dessen Bedingungen 
und Auflagen erteilt werden können, eindeutig ab. 
Ein Widerrufsvorbehalt (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1) kommt 
damit nur in Betracht, wenn es der Behörde bei Er-
teilung der Erlaubnis noch nicht möglich ist, ab- 
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schließend zu prüfen, ob Versagungsgründe vorlie-
gen. Auflagen sind vor allem dann angebracht, 
wenn ein sofortiger Widerruf der Erlaubnis gegen 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstieße. 
In Betracht kommen z. B. Auflagen über die Ausge-
staltung der betrieblichen Organisation oder über 
die Einhaltung des Arbeitsschutzes. Im Wege der 
Auflage kann dem Verleiher auch untersagt werden, 
unzuverlässige Personen als Stammpersonal zu be-
schäftigen. 

Zu Absatz 3 

Die Befristung der Erlaubnis nach Satz 1 ist geboten, 
uni eine ordnungsgemäße Ausübung der Arbeit-
nehmerüberlassung zu gewährleisten. Bei der Prü-
fung, ob der Verleiher die für die Ausübung der 
Arbeitnehmerüberlassung erforderliche Zuverlässig-
keit besitzt, muß die Erlaubnisbehörde zunächst von 
den eigenen Angaben des Verleihers ausgehen. Ob 
diese Angaben zutreffen und der Verleiher tat-
sächlich zuverlässig ist, läßt sich erst aufgrund der 
Geschäftstätigkeit des Verleihers während eines 
längeren Zeitraums feststellen. 

In der Anlaufzeit reicht dagegen die Möglichkeit, 
die Erlaubnis zu widerrufen, zur Bekämpfung illega-
ler Praktiken nicht aus. Der Verleiher wird durch 
die anfängliche Befristung der Erlaubnis nicht un-
zumutbar belastet. Er hat einen Anspruch auf Ver-
längerung der Erlaubnis, wenn zwischenzeitlich 
keine Versagungsgründe eintreten. 

Die Sätze 2 und 3 regeln das Verfahren für die Ver-
längerung der Erlaubnis. Der Verleiher hat den 
Verlängerungsantrag spätestens drei Monate vor 
Ablauf des Jahres zu stellen, um der Erlaubnisbe-
hörde die rechtzeitige Entscheidung über die Ver-
längerung zu ermöglichen. Einer ausdrücklichen 
Verlängerung durch die Erlaubnisbehörde bedarf es 
nicht; wenn die Erlaubnisbehörde die Verlängerung 
nicht vor Ablauf des Jahres ablehnt, ist die Erlaub-
nis für ein weiteres Jahr erteilt. 

Satz 4 schützt den Verleiher vor allem in den Fällen, 
in denen die Erlaubnisbehörde die Verlängerung 
erst kurz vor Ablauf des Jahres ablehnt. Die Fiktion, 
daß die Erlaubnis fortbesteht, bezieht sich nur auf 
die Abwicklung der Verträge, die der Verleiher auf-
grund der ihm nach § 1 erteilten Erlaubnis mit Leih-
arbeitnehmern und Entleihern abgeschlossen hat. 
Sie berechtigt den Verleiher nicht, nach Ablauf des 
Jahres neue Überlassungsverträge mit Entleihern 
und neue Arbeitsverträge mit Leiharbeitnehmern 
abzuschließen bzw. bestehende Arbeitsverträge mit 
Leiharbeitnehmern zu verlängern. Die Frage, für 
welchen Zeitraum die Erlaubnis als fortbestehend 
gilt, ist grundsätzlich danach zu beurteilen, welche 
Fristen der Verleiher einhalten muß, um den im 
Zeitpunkt des Ablehnungsbescheids beschäftigten 
Leiharbeitnehmern ordnungsgemäß zu kündigen. 

Zu Absatz 4 

Die  unbefristete Erteilung der Erlaubnis ist gerecht-
fertigt, wenn der Verleiher drei Jahre ununter-
brochen erlaubt tätig war. Die unbefristete Erlaub-
nis erlischt aus Gründen der Rechtssicherheit, wenn 

der Verleiher ein Jahr lang keine gewerbsmäßige 
Arbeitnehmerüberlassung betrieben hat. 

Zu § 3 

Zu Absatz 1 

Mit der Nummer 1 sollen unzuverlässige Verleiher 
von der Arbeitnehmerüberlassung ausgeschaltet 
werden. Die Aufzählung der wichtigsten Verpflich-
tungen des Verleihers soll der Erlaubnisbehörde 
einen Anhalt dafür geben, wann das Merkmal der 
Unzuverlässigkeit zu bejahen ist. Von einer ab-
schließenden Aufzählung wurde abgesehen. Die Un-
zuverlässigkeit für die Ausübung der gewerbsmäßi-
gen Arbeitnehmerüberlassung kann sich auch aus 
bestimmten Vorstrafen des Verleihers, aus unge-
ordneten Vermögensverhältnissen oder aus der Be-
schäftigung ungeeigneten Personals ergeben. Das-
selbe gilt, wenn Verleiher sittenwidrig abgewor-
bene Arbeitnehmer überlassen oder vorsätzlich 
einen Arbeitskräftemangel herbeiführen, um den 
dadurch entstandenen Personalbedarf mit Leih-
arbeitnehmern zu decken. Unzuverlässig sind ferner 
Verleiher, die das Arbeitgeberrisiko dadurch zu 
umgehen versuchen, 'daß sie im Zusammenwirken 
mit anderen Verleihern Leiharbeitnehmer wechsel-
seitig innerhalb der dreimonatigen „Sperrfrist" nach 
Nummer 4 einstellen. 

Die Nummern 2 bis 6 grenzen die erlaubte Arbeit-
nehmerüberlassung entsprechend den Urteilen des 
Bundesverfassungsgerichts vom 4. April 1967 und 
des Bundessozialgerichts vom 29. Juli 1970 näher 
gegenüber der Arbeitsvermittlung ab. Die erlaubte 
Arbeitnehmerüberlassung setzt danach voraus, daß 
der Verleiher als Arbeitgeber aufgrund seiner Be-
triebsorganisation und mit der Übernahme des vol-
len Arbeitgeberrisikos den sozialen Schutz der 
Leiharbeitnehmer sicherstellt. 

Die Nummer 2 legt die organisatorischen Anforde-
rungen an den Betrieb des Verleihers fest. Danach 
werden Verleiher ausgeschlossen, die lediglich for-
mell — „vom Sofa aus" — als Arbeitgeber auf-
treten, ihre Arbeitgeberfunktion jedoch aufgrund 
der tatsächlichen Beziehungen zwischen den Be-
teiligten nicht ausüben können. 

Mit der Nummer 3 soll verhindert werden, daß der 
Verleiher das Arbeitgeberrisiko zwar äußerlich 
übernimmt, dieses Risiko — das ihn auch dann zur 
Zahlung des Arbeitsentgelts verpflichtet, wenn der 
Leiharbeitnehmer nicht bei einem Entleiher be-
schäftigt werden kann — aber durch den Abschluß 
befristeter Arbeitsverträge mit Leiharbeitnehmern 
umgeht. In den Fällen der Befristung muß deshalb 
darauf abgestellt werden, ob in den Verhältnissen 
des Arbeitnehmers ein sachlicher Grund für die  Be-
fristung des Arbeitsverhältnisses liegt. Der sach-
liche Grund muß sich aus bestimmten Tatsachen er-
geben; eine formelhafte Erklärung bei Abschluß des 
Arbeitsvertrages mit dem Verleiher genügt dazu 
nicht. Im übrigen liegt der Verdacht nahe, daß un-
erlaubte Arbeitsvermittlung vorliegt, wenn der Ver-
leiher überwiegend befristete Arbeitsverträge ab-
schließt und die Befristungen mit den Beschäfti-
gungszeiten bei den Entleihern übereinstimmen. 
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Die Nummer 4 ergänzt die Nummer 3. Der Ver-
leiher könnte das Arbeitgeberrisiko nämlich auch 
von sich abwälzen, wenn er den Leiharbeitnehmer 
zwar unbefristet einstellt, derartige Arbeitsverhält-
nisse aber durch ordentliche Kündigungen immer 
wieder unterbricht. 

Die Nummer 5 dient ebenfalls dazu, Umgehungen 
des Arbeitgeberrisikos zu unterbinden. Nach dieser 
Vorschrift hat das Arbeitsverhältnis zwischen Ver-
leiher und Leiharbeitnehmer die 'erstmalige Beschäf-
tigung beim Entleiher zu überdauern. Andernfalls 
könnte der Verleiher nicht als Arbeitgeber ange-
sehen werden, der dein Arbeitnehmer selbst Arbeit 
verschafft. Seine Tätigkeit würde sich vielmehr dar-
auf beschränken, dem Leiharbeitnehmer eine Ar-
beitsgelegenheit nachzuweisen und dabei die Lohn-
zahlung zu übernehmen; damit wäre er aber nicht 
Arbeitgeber, sondern Arbeitsvermittler. Das Leih-
arbeitsverhältnis muß die Beschäftigung beim Ent-
leiher auch erkennbar überdauern. Das setzt voraus, 
daß die Zeit, für die das Arbeitsverhältnis mit dem 
Verleiher fortgesetzt wird, in einem angemessenen 
Verhältnis zur Dauer des Einsatzes beim Entleiher 
steht. Es genügt also nicht, daß das Leiharbeitsver-
hältnis eine Stunde oder einen Tag nach der Be-
schäftigung beim Entleiher beendet wird. Auf die 
Art 'der Beendigung kommt es im übrigen nicht an; 
sie kann von vornherein durch eine Befristung oder 
nachträglich durch eine Kündigung herbeigeführt 
werden. 

Die Nummer 6 untersagt dem Verleiher, einem Ent-
leiher einen Leiharbeitnehmer ununterbrochen län-
ger als drei Monate zur Verfügung zu stellen. Diese 
Begrenzung ist erforderlich, um den nachteiligen 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Auswirkungen 
der langfristigen Arbeitnehmerüberlassung (s. o. 
Teil A, Ziff. 1) zu begegnen. Die Regelung ent-
spricht dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 4. April 1967. In dieser Entscheidung hatte das 
Gericht die Aufhebung des § 37 Abs. 3 AVAVG 
mit den wirtschaftlichen Bedürfnissen begründet, 
die  die kurzfristige Arbeitnehmerüberlassung er-
füllt, und dazu darauf hingewiesen, daß Unterneh-
men, die Arbeitgebern Arbeitskräfte für „längere 
Zeit" zur Verfügung stellen, in der Regel Arbeits-
vermittlung betreiben. Der Begriff „längere Zeit" 
wird durch die Vorschrift konkretisiert. Die Drei-
monatsfrist beruht auf dem Rechtsgedanken des 
Arbeits- und Sozialversicherungsrechts, daß die 
sozialrechtlichen Beziehungen zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer nach diesem Zeitraum eine stär-
kere Festigung erfahren (vgl. § 622 Abs. 4, 2. Halb-
satz des Bürgerlichen Gesetzbuches; § 168 Abs. 2 
Buchstabe a) und § 1228 Abs. 2 Buchstabe a) der 
Reichsversicherungsordnung); dies ist auch bei „ge-
spaltenen" Arbeitsverhältnissen zu berücksichtigen. 

Für den Begriff der ununterbrochenen Beschäftigung 
beim Entleiher kommt es nach dem Sinn der Rege-
lung auf die tatsächliche Ausgestaltung an. Der Tat-
bestand der Nummer 6 ist daher auch erfüllt, wenn 
die Tätigkeit beim Entleiher nur für kurze Zeit aus-
gesetzt wird, um dann erneut wieder aufgenommen 
zu werden. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 macht die Erteilung der Erlaubnis davon ab-
hängig, daß die Betriebsstätte des Verleihers im 
Bundesgebiet liegt. Die Erlaubnisbehörde wäre 
kaum in der Lage, Mißbräuche zu unterbinden, 
wenn Verleiher vom Ausland her tätig werden. 
Dem Bundesgebiet steht entsprechend den Vor-
schriften der Artikel 59 bis 66 des „Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft" über den freien Dienstleistungsverkehr das 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaften gleich. 

Satz 2 liegt der Gedanke zugrunde, daß nur deut-
sche Verleiher — als natürliche oder juristische Per-
sonen — nach Artikel 12 des Grundgesetzes einen 
Anspruch auf Erteilung der Erlaubnis haben. 

Satz 3 trägt den Bestimmungen der Europäischen 
Gemeinschaften über die Niederlassungsfreiheit 
Rechnung. 

Zu §4 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift legt den Grundsatz fest, daß jede 
rechtswidrige Erlaubnis zurückgenommen werden 
kann. Eine rückwirkende Rücknahme ist jedoch aus-
geschlossen. Die Nichtigkeit von Verträgen nach § 9 
Nr. i kann damit erst zum Zeitpunkt' der Rück-
nahme eintreten. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift enthält die  wegen der uneinge-
schränkten Rücknahmemöglichkeit nach Absatz i 
erforderliche Ausgleichsregelung. Danach hat die Er-
laubnisbehörde dem Verleiher die Nachteile zu er-
setzen, die ihm dadurch entstanden sind, daß er auf 
den Bestand der Erlaubnis vertraut hat, sofern sein 
Vertrauen schutzwürdig ist. Satz 2 zählt einige Bei-
spiele auf, in denen ein Ersatzanspruch ausgeschlos-
sen ist. Die Ausschlußfrist des Satzes 5 ist im Inter-
esse der Rechtssicherheit geboten; sie beginnt je-
doch erst zu laufen, wenn die Erlaubnisbehörde auf 
diese Frist hingewiesen hat. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift dient ebenfalls der Rechtssicherheit. 
Wenn die Erlaubnisbehörde binnen eines Jahres, 
nachdem ihr der Rücknahmegrund bekanntgewor-
den ist,  die  Erlaubnis nicht zurücknimmt, erlischt 
ihr Rücknahmerecht. 

Zu § 5 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift zählt die Widerrufsgründe abschlie-
ßend auf. Für weitere Widerrufsgründe besteht im 
Bereich der Arbeitnehmerüberlassung kein Bedürf-
nis. Entbehrlich ist auch eine Entschädigungsrege-
lung entsprechend § 4 Abs. 2. Die Widerrufsgründe 
des Absatzes 1 setzen ein gesetzwidriges Verhalten 
des Verleihers voraus. Damit ist für einen Ver-
trauensschutz beim Verleiher kein Raum. Nach dem 
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Grundsatz der Verhältnismäßigkeit kann die Erlaub-
nis jedoch nur widerrufen werden, wenn der Ver-
leiher einen schwerwiegenden Verstoß gegen eine 
der genannten Vorschriften begangen hat. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift berechtigt die Erlaubnisbehörde, für 
das Wirksamwerden des Widerrufs auch einen 
späteren als den Zeitpunkt des Widerrufs festzu-
legen. Die Bestimmung eines späteren Zeitpunktes 
kommt insbesondere in Betracht, um dem Verleiher 
die ordnungsgemäße Abwicklung seiner Verträge 
nach § 1 zu ermöglichen (vgl. auch Begründung zu 
§ 2 Abs. 3 Satz 4). 

Zu § 6 

Die Vorschrift verpflichtet die Erlaubnisbehörde, im 
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens gegen 
Verleiher einzuschreiten, die ohne Erlaubnis han-
deln. Die Durchführung der Zwangsmaßnahmen 
richtet sich nach dem Zweiten Abschnitt des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes vom 27. April 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 157) . 

Zu § 7 

Zu Absatz 1 

Die Anzeigepflicht gewährleistet die erforderliche 
Kontrolle der Verleiher durch die Erlaubnisbehörde. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift berechtigt die Erlaubnisbehörde, von 
dem Verleiher die Auskünfte zu verlangen, die für 
eine wirksame Überwachung erforderlich sind. Ins-
besondere kommen Auskünfte darüber in Betracht, 
ob die Arbeitnehmerüberlassung in Übereinstim-
mung mit den in § 3 genannten Voraussetzungen 
ausgeübt wird, um Entscheidungen nach § 2 Abs. 2, 
§§ 4 bis 6, 15 und 16 vorzubereiten. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift räumt der Erlaubnisbehörde das Recht 
ein, Grundstücke und Geschäftsräume, zur Verhü-
tung dringender Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung auch Wohnräume, des Verleihers 
zu betreten und in seine geschäftlichen Unterlagen 
Einsicht zu nehmen, wenn Anhaltspunkte dafür be-
stehen, daß eine ordnungsgemäße Überwachung auf 
andere Weise nicht sichergestellt werden kann. 

Zu Absatz 4 

Das Auskunftsverweigerungsrecht entspricht allge-
meinen Rechtsgrundsätzen. Aus einer Verweigerung 
kann die Erlaubnisbehörde jedoch auch für den Ver-
leiher nachteilige Schlüsse ziehen und diese ihren 
Entscheidungen zugrunde legen. 

Zu § 8 

Die Vorschrift trifft eine Ergänzung zu den §§ 7 
und 8 des Arbeitsförderungsgesetzes. Sie ermög-

licht der Bundesanstalt für Arbeit auch im Bereich 
der Arbeitnehmerüberlassung eine zuverlässige 
Arbeitsmarktbeobachtung. Die Geheimhaltung von 
Einzelangaben wird entsprechend § 12 des Gesetzes 
über. die Statistik für Bundeszwecke vom 3. Sep-
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) geregelt. 

Zu § 9 

Nummer 1 ergänzt die Vorschrift des § 1, Nummer 2 
ergänzt die Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 3, Num-
mer 3 ergänzt die Vorschrift des § 3 Abs. 1 Nr. 4. 
Die zivilrechtliche Sanktion der Nichtigkeit ist ein 
wichtiges Mittel, die Verleiher zu einem gesetzmä-
ßigen Verhalten zu veranlassen. 

Die Nichtigkeit nach Nummer 2 erfaßt lediglich die 
Befristung; zwischen Verleiher und Leiharbeitneh-
mer kommt dabei ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
zustande. 

Die Nichtigkeit der Kündigung nach Nummer 3 
hängt davon ab, daß der Verleiher den entlassenen 
Leiharbeitnehmer innerhalb der Vierteljahresfrist 
erneut einstellt. Ob diese Rechtsbedingung eintritt, 
liegt also in der Hand des Verleihers. Die Nummer 3 
verstößt auch nicht gegen den Grundsatz des Ver-
trauensschutzes bei gestaltenden Rechtsgeschäften, 
da sie den Schutz des Leiharbeitnehmers (insbeson-
dere Erwerb von Kündigungsschutz und vollem Ur-
laubsanspruch; Verhinderung der Abwälzung des 
Arbeitgeberrisikos durch kurzzeitig unterbrochene 
Beschäftigung) durch eine Rechtsbedingung be-
zweckt. 

Mit den Nichtigkeitsgründen der  Nummern 4 und 5 
werden vertragliche Abreden ausgeschlossen, die 
eine Einstellung des Leiharbeitnehmers unmittelbar 
durch den Entleiher nach Beendigung des Arbeits-
verhältnisses zwischen Verleiher und Leiharbeit-
nehmer verhindern. Nach dem Sozialstaatsprinzip 
erscheint es hier nicht gerechtfertigt, das Recht des 
Leiharbeitnehmers auf freie Wahl des Arbeitsplat-
zes zu beeinträchtigen. Die Nichtigkeit nach Num-
mer 5 ist wegen der besonderen Verhältnisse im 
Bereich der Arbeitnehmerüberlassung geboten. 

Zu § 10 

Zu Absatz 1 

Satz 1 fingiert im Falle der Nichtigkeit nach § 9 
Nr. 1 das Zustandekommen eines Arbeitsverhält-
nisses zwischen Leiharbeitnehmer und Entleiher. 
Diese Regelung bietet dem Leiharbeitnehmer einen 
stärkeren Schutz als etwa eine subsidiäre Haftung 
des Entleihers für die Erfüllung der Pflichten des 
Verleihers gegenüber dem Leiharbeitnehmer. Inhalt 
und Dauer dieses fingierten Arbeitsverhältnisses 
bestimmen sich nach Satz 4 grundsätzlich nach den 
für den Betrieb des Entleihers maßgebenden recht-
lichen Gegebenheiten. Um Unzuträglichkeiten für 
den Leiharbeitnehmer zu vermeiden, insbesondere 
wenn er sich dem Verleiher etwa nur als Halbtags-
kraft zur Verfügung gestellt hat,  bestimmt Satz 2 
ausdrücklich, daß sich die Dauer der Arbeitszeit 
nach der zwischen Verleiher und Entleiher getrof- 
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fenen Vereinbarung richtet. Die Vorschrift beachtet 
andererseits auch die schutzwürdigen Belange des 
Entleihers. Er wird zwar der alleinige Arbeitgeber 
des Leiharbeitnehmers mit allen sich daraus erge-
benden Pflichten, nach Satz 1 und 3 aber grundsätz-
lich nur für die Zeit der zwischen Verleiher und Ent-
leiher vorgesehenen Beschäftigung des Leiharbeit-
nehmers durch ihn. Die Einschränkung des Satzes 3 
hinsichtlich der 'Rechtswirksamkeit eines befriste-
ten Arbeitsverhältnisses trägt der ständigen Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts — vgl. Be-
schluß des Großen Senats vom 12. Oktober 1960 
— 1/59 (3 AZR 65/56) — Rechnung; der die Be-
fristung sachlich rechtfertigende Grund muß danach 
nicht in der Person des Leiharbeitnehmers liegen, 
sondern kann sich auch aus den Gegebenheiten im 
Betrieb des Entleihers ergeben. Sind die Voraus-
setzungen nach Satz 3 nicht erfüllt, so gilt das Ar-
beitsverhältnis als unbefristet. 

Daß dieses Arbeitsverhältnis im übrigen gemäß 
den allgemein geltenden Vorschriften der §§ 622 ff. 
des Bürgerlichen Gesetzbuches sowohl fristgemäß 
als auch aus wichtigem Grunde ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden kann, ist 
selbstverständlich und bedarf daher keiner gesetz-
lichen Bestätigung. Insgesamt beruht diese Rege-
lung auf einem gerechten Interessenausgleich zwi-
schen den Beteiligten. Dabei ist auch berücksichtigt, 
daß sowohl der Leiharbeitnehmer als auch ,der Ent-
leiher diese Rechtsfolgen vermeiden können, indem 
sie sich vergewissern, ob der Verleiher die Erlaub-
nis nach § 1 besitzt. Dies wird erleichtert durch die 
schriftlichen Erklärungen des Verleihers nach § 11 
Abs. 1 Nr. 1 und § 12 Abs. 1 Satz 2 sowie die Mit-
teilungspflicht nach § 12 Abs. 2. 

Zu Absatz 2 

Der Schadensersatzanspruch des Leiharbeitnehmers 
gegen den Verleiher wird von Bedeutung, wenn der 
Entleiher seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 nicht 
nachkommt. 

Ferner kann dieser Schadensersatzanspruch Nach-
teile ausgleichen, die dem Leiharbeitnehmer wegen 
solcher Ansprüche entstehen, die von der Dauer 
des Arbeitsverhältnisses abhängig sind und deshalb 
nur aufgrund des nach § 9 Nr. 1 nichtigen Vertrags-
verhältnisses hätten entstehen können. 

Zu Absatz 3 

Die entsprechende Anwendung des § 11 des Kün-
digungsschutzgesetzes führt dazu, daß der Leih-
arbeitnehmer sich einen Zwischenverdienst, den er 
durch anderweitige Arbeit verdient hat, auf das 
Arbeitsentgelt anrechnen lassen muß, das ihm der 
Verleiher für die Zeit nach der Entlassung schuldet; 
anrechnungspflichtig ist ferner, was der Leiharbeit-
nehmer hätte verdienen können, wenn er die Auf-
nahme einer ihm zumutbaren Arbeit nicht böswillig 
unterlassen hätte. Damit wird insbesondere ein 
ungerechtfertigter Doppelverdienst des Leiharbeit-
nehmers verhindert. Sozialversicherungsrechtlich er

-

geben sich keine Schwierigkeiten. Die Sozialver-
sicherungsbeiträge sind von der Nachzahlung, die 
der Verleiher zu leisten hat, abzuführen. 

Zu  11 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift verpflichtet den Verleiher, dem Leih-
arbeitnehmer eine Urkunde auszuhändigen, die den 
wesentlichen Inhalt des Arbeitsverhältnisses wie-
dergibt. Die Mindestvoraussetzungen über den In-
halt der Urkunde ergeben sich aus den Nummern 
1 bis 8. Auf diese Weise erhält der Leiharbeitneh-
mer Klarheit über seine Rechtsstellung gegenüber 
dem Verleiher sowie darüber, ob dieser die  Er-
laubnis nach § 1 besitzt (vgl. auch Begründung zu 
§ 10 Abs. 1). 

Zu Absatz 2 

Danach hat der Verleiher seine Leiharbeitnehmer in 
einem Merkblatt über den wesentlichen Inhalt 
dieses Gesetzes zu unterrichten. Dazu gehören auch 
Hinweise über die sozialversicherungsrechtliche 
Sicherung des Leiharbeitnehmers und die zustän-
digen Versicherungsträger. Die Erlaubnisbehörde 
stellt dem Verleiher ein Mustermerkblatt zur Ver-
fügung. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift ergänzt die §§ 3, 9 und 10, die dem 
Verleiher das Arbeitgeberrisiko auferlegen, auch 
wenn der Leiharbeitnehmer nicht bei einem Ent-
leiher beschäftigt werden kann. Um Umgehungs-
versuche zu verhindern, ist es wegen der beson-
deren Gegebenheiten der gewerbsmäßigen Arbeit-
nehmerüberlassung geboten, dem Verleiher einige, 
nach allgemeinem Arbeitsrecht zulässige Rechts-
gestaltungsmöglichkeiten zu versagen. 

Dementsprechend schließt Satz 1 die Vereinbarung 
kürzerer Kündigungsfristen für Aushilfskräfte auf-
grund des § 622 Abs. 4 des Bürgerlichen Gesetz-
buches aus. Satz 2 ,  bestimmt, daß die Vorschrift des 
§ 615 des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Zah-
lung des Arbeitsentgelts bei Annahmeverzug des 
Arbeitgebers nicht abbedungen werden kann. Da-
mit wird verhindert, daß der Verleiher sich das 
Recht vorbehält, das Arbeitsangebot eines Leih-
arbeitnehmers mit der Folge abzulehnen, daß er 
von der Pflicht zur Zahlung des Arbeitsentgelts frei 
wird. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift, die vor allem dem Schutz der Leih-
arbeitnehmer dient, soll verhindern, daß diese im 
Falle eines Arbeitskampfes gegen ihren Willen in 
Entleihbetrieben als Streikbrecher eingesetzt wer-
den. 

Im übrigen sollte eine Verpflichtung des Verleihers, 
an im Bereich des Entleihers bestehende, tarifver- 
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traglich begründete gemeinsame Einrichtungen Bei-
träge zu zahlen, tarifvertraglicher Regelung über-
lassen. bleiben. 

Zu§ 12 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Die Schriftform des Überlassungsvertrags dient in 
erster Linie dem Schutz des Entleihers (vgl. auch 
Begründung zu § 10 Abs. 1). Da nach § 10 Abs. 1 
ein Arbeitsverhältnis mit dem Entleiher zustande 
kommt, wenn der Verleiher ohne Erlaubnis nach 
§ 1 handelt, hat der Verleiher in dem Vertrag zu er-
klären, ob er die Erlaubnis nach § 1 besitzt, und 
den Entleiher unverzüglich von einem Wegfall der 
Erlaubnis zu unterrichten. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift stellt sicher, daß der Entleiher vom 
Verleiher die Angaben erhält, die er zur Abgabe 
der neu eingeführten Kontrollmeldung nach § 317 a 
der Reichsversicherungsordnung (in der Fassung des 
Artikels 3 § 1 Nr. 1) benötigt. 

Zu § 13 

Die Vorschrift ergänzt die Haftungsregelung des 
§ 10. Dadurch wird erreicht, daß der Arbeitnehmer 
den Unternehmer, bei dem er seine Arbeitsleistung 
erbringt, in allen Fällen, in denen  die  Überlassung 
gegen das Vermittlungsmonopol verstößt, als Ar-
beitgeber in Anspruch nehmen kann. Ferner wird 
mit dieser Vorschrift vermieden, daß Zweifel, ob 
ein Verleihgeschäft nach § i dieses Artikels oder 
nach § 13 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes zu 
beurteilen ist, zu Lasten des Arbeitnehmers gehen. 

Zu § 14 

Zu den Absätzen 1 und 2 

Die Bediensteten der Erlaubnisbehörde können bei 
ihrer Tätigkeit, vor allem in Ausübung der Befug-
nisse nach § 7, Kenntnis von fremden Geheimnissen, 
in der Regel von Geschäfts- oder Betriebsgeheim-
nissen erhalten. Es muß sichergestellt werden, daß 
solche Geheimnisse nicht an Dritte weitergegeben 
werden. Daher stellt § 14 die unbefugte Offenba-
rung oder Verwertung von fremden Geheimnissen 
durch Bedienstete der Erlaubnisbehörde unter Strafe. 

Zu Absatz 3 

Die Tat soll nur auf Antrag verfolgt werden. können. 
Geschützt sind lediglich die Interessen des Verletz-
ten. Mit dem Antragserfordernis wird verhindert, 
daß in einem Strafverfahren gegen den Willen des 
Verletzten Tatsachen erörtert werden, die für ihn 
nachteilig sind. 

Zu 15 

Für nichtdeutsche Arbeitnehmer, die ohne eine nach 
§ 19 des Arbeitsförderungsgesetzes erforderliche 
Arbeitserlaubnis überlassen werden, besteht eine 
erhöhte Gefahr, von Verleihern ausgebeutet zu 
werden. Zur Bekämpfung dieser Mißstände bedroht 
§ 15 -- als Parallelvorschrift zu § 227 Nr. 2 des 
Arbeitsförderungsgesetzes (in der Fassung des Ar-
tikels 4 Nr. 4) — Verleiher mit Strafe, die keine 
Erlaubnis nach § 1 haben und ihre Geschäfte mit 
ausländischen Arbeitnehmern ohne Arbeitserlaubnis 
betreiben. Der Strafrahmen trägt dem besonderen 
Schutzbedürfnis dieser Arbeitnehmer Rechnung; er 
ermöglicht die Verhängung fühlbarer Strafen. 

Zu § 16 

Zu Absatz 1 

Entsprechend der neueren Rechtsentwicklung wer-
den Verstöße gegen die Erlaubnispflicht als Ord-
nungswidrigkeiten angesehen. 

Die Nummer 1 erfaßt den Verleiher, der ohne Er-
laubnis handelt. 

Mit der Nummer 2 soll auch der Entleiher veranlaßt 
werden zu prüfen, ob ihm überlassene nichtdeut-
sche Arbeitnehmer eine Arbeitserlaubnis besitzen 
(vgl. auch Begründung zu § 15). 

Die Nummern 3 bis 5 ermöglichen der Erlaubnis-
behörde, eine Geldbuße zu verhängen, wenn der 
Verleiher einer Auflage oder einem Auskunftsver-
langen nicht entspricht oder die vorgeschriebenen 
Anzeigen unterläßt. Damit kann die Erlaubnisbe-
hörde in derartigen Fällen zunächst von einem Wi-
derruf der Erlaubnis absehen. 

Verstöße gegen die Aufbewahrungspflicht werden 
durch die Nummer 6 erfaßt, Verstöße gegen die 
Pflicht zur Abgabe statistischer Meldungen durch 
die Nummer 7, Verletzungen der Schutzvorschriften 
des § 11 Abs. 1 und 2 durch die Nummer 8. 

 Zu Absatz 2 

Verstöße gegen die Erlaubnispflicht, ,die dem Schutz 
der Leiharbeitnehmer dient, sind als schwerwie-
gendes Verwaltungsunrecht anzusehen. Dem trägt 
der Bußgeldrahmen Rechnung. Die Vorschrift 'be-
rücksichtigt, daß Verleiher durchweg ein verhält-
nismäßig hohes Einkommen haben können. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift regelt die Zuständigkeiten für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten entsprechend § 233 Abs. 1 des Arbeitsför-
derungsgesetzes. 

Zu Absatz 4 

Soweit die Erlaubnisbehörde Geldbußen nicht selbst 
beitreibt, obliegt diese Aufgabe der in den Ländern 
jeweils für zuständig erklärten Stelle. 
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Zu 17 

Die Durchführung des Gesetzes durch die Bundes-
anstalt für Arbeit ist wegen des engen Zusammen-
hangs zwischen Arbeitsvermittlung und Arbeit-
nehmerüberlassung geboten. 

Aus der Durchführung des Gesetzes durch die Bun-
desanstalt folgt, daß für die Entscheidung über 
öffentlich-rechtliche Streitigkeiten aufgrund dieses 
Gesetzes die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit zu-
ständig sind (§ 51 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes). 
Dies gilt auch für Streitigkeiten über den öffentlich-
rechtlichen Ausgleichsanspruch, der nach § 4 Abs. 2 
in bestimmten Fällen der Erlaubnisrücknahme ent-
steht. 

2. Zu Artikel 2 

Artikel 2 , ergänzt das Sozialgerichtsgesetz, um dem 
Verleiher aus rechtsstaatlichen Gründen in den 
Fällen der Nichtverlängerung, der Rücknahme und 
des Widerrufs seiner Erlaubnis die Möglichkeit zu 
geben, eine Aussetzung des sofortigen Vollzugs 
dieser Verwaltungsakte zu erwirken. 

Zu Nummer 1 

Aufgrund der entsprechenden Anwendung des § 86 
Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes kann der Ver-
leiher, der gegen die Nichtverlängerung, die Rück-
nahme .oder den Widerruf seiner Erlaubnis Wider-
spruch erhoben hat, beantragen, daß der Vollzug 
dieser Verwaltungsakte ausgesetzt wird. Mit der 
Aussetzung tritt die Rechtsfolge des Artikels 1 § 2 
Abs. 3 Satz 3 ein; die Erlaubnis verlängert sich also 
für ein weiteres Jahr. Wenn die Erlaubnisbehörde 
einem solchen Antrag nicht entspricht, wird der ab-
lehnende Verwaltungsakt ebenfalls Gegenstand des 
Vorverfahrens. 

Zu Nummer 2 

Nach dieser Vorschrift kann das Gericht, bei dem 
der Verleiher wegen der Nichtverlängerung, der 
Rücknahme oder des Widerrufs seiner Erlaubnis 
Anfechtungsklage erhoben hat, den Vollzug dieser 
Verwaltungsakte auf Antrag des Verleihers aus-
setzen. 

3. Zu Artikel 3 

Bei der gewerbsmäßigen Überlassung von Arbeit-
nehmern hat sich gezeigt, daß Verleiher — ins-
besondere solche mit wechselndem Geschäftssitz 
oder Geschäftssitz im Ausland — ihren Pflichten 
als Arbeitgeber zur Abführung der Sozialversiche-
rungsbeiträge der Leiharbeitnehmer häufig nicht 
nachkommen. Hieraus ergeben sich für die Ver-
sicherten insbesondere in der Rentenversicherung 
Nachteile. Dieser Gefahr will das Gesetz dadurch 
vorbeugen helfen, daß es dem Entleiher eine Melde-
pflicht auferlegt und ihn für die Zahlung der Bei-
träge wie einen selbstschuldnerischen Bürgen haften 
läßt. 

Zu § 1 

Zu Nummer 1 

Der Entleiher hat künftig alle ihm vom Verleiher 
überlassenen Arbeitnehmer zu melden. Hierdurch 
soll sichergestellt werden, daß die Sozialversiche-
rung der Leiharbeitnehmer ordnungsgemäß durch-
geführt wird. 

Die Kontrollmeldung ist der Kasse zuzuleiten, die 
die Pflichtbeiträge zur Krankenversicherung ein-
zieht oder einziehen müßte, wenn Versicherungs-
pflicht bestände. 

Die Verweisung auf § 318 a gewährt den Kassen 
die notwendigen Auskunfts- und Einsichtsrechte 
nebst den entsprechenden Sanktionen gegenüber 
dem Entleiher. 

Zu Nummer 2 

Durch die vorgesehene Haftung des Entleihers für 
die Zahlungspflichten des Verleihers soll nicht nur 
die Abführung der Sozialversicherungsbeiträge ge-
währleistet, sondern auch mittelbar ein Zwang auf 
den Verleiher ausgeübt werden, seinen gesetzlichen 
Verpflichtungen nachzukommen. Die Vorschrift 
knüpft nicht an die Begriffsbestimmungen des Ar-
tikels 1 § 1 an. Ein gewerbsmäßiges Überlassen wird 
also nicht vorausgesetzt. Es braucht auch nicht ge-
prüft zu werden, ob das Überlassen den Tat-
bestand der Arbeitsvermittlung erfüllt. Dies ergibt 
sich aus den unterschiedlichen Zwecken, denen die 
Artikel 1 und 3 dienen. 

Die Einschränkung der Haftung des Entleihers auf 
die eines selbstschuldnerischen Bürgen erscheint 
notwendig, aber auch ausreichend; eine gesamt-
schuldnerische Haftung würde beitragstechnisch zu 
Schwierigkeiten führen, ohne den Schutz des Leih-
arbeitnehmers zu verbessern. 

Der Hinweis auf § 28 Abs. 1 stellt ausdrücklich klar, 
daß es sich bei der selbstschuldnerischen Haftung 
des Entleihers um eine öffentlich-rechtliche Forde-
rung handelt, die wie Gemeindeabgaben beigetrie-
ben werden kann. 

Zu Nummer 3 

a) Durch die entsprechende Geltung des § 393 
Abs. 3 wird die Beitragshaftung des Entleihers 
auch für Ersatzkassenmitglieder mit den für 
diese Personen geltenden Besonderheiten über 
die Beitragszahlung festgelegt. 

b) Die Einfügung des § 317 a in Absatz 2 stellt 
klar, daß der Entleiher auch Ersatzkassen-
mitglieder der nach § 317 a zuständigen Kasse 
zu melden hat. 

Zu Nummer 4 

In die neu gefaßte Strafvorschrift des § 530 wird 
die neue Meldepflicht des Entleihers (§ 317 a) ein-
bezogen. 
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Die Zuständigkeit des Trägers der Krankenversiche-
rung zur Verhängung der Ordnungsstrafen versteht 
sich von selbst; die dahin gehende Regelung konnte 
entfallen. 

Zu Nummer 5 

Nach § 648 hat eine Berufsgenossenschaft Arbeits-
unfälle bei Tätigkeit in einem Unternehmen, das 
für Rechnung eines ihr nicht angehörigen Unter-
nehmers geht, dann zu entschädigen, wenn ein ihr 
angehöriger Unternehmer den Auftrag gegeben und 
das Entgelt zu zahlen hat. Bei einem Leiharbeits-
verhältnis hat also die Berufsgenossenschaft des 
Verleihers Arbeitsunfälle zu entschädigen, die ein 
Leiharbeitnehmer im Unternehmen des Entleihers 
erleidet. Da die Leiharbeitnehmer im Sinne der 
gesetzlichen Unfallversicherung in das Unternehmen 
des Entleihers eingegliedert sind, ist die Haftung 
des Entleihers ihnen gegenüber nach § 636 Abs. 2 
beschränkt; dies gilt entsprechend im Verhältnis 
zwischen den Leiharbeitnehmern und den übrigen 
in dem Betrieb des Entleihers Beschäftigten (§ 637 
Abs. 1). 

Der neu eingefügte Absatz 3 stellt klar, daß die  von 
der Berufsgenossenschaft des Entleihers erlassenen 
Unfallverhütungsvorschriften auch auf Leiharbeit-
nehmer anzuwenden sind. Der Entleiher hat also 
zum Schutz der Leiharbeitnehmer die notwendigen 
Unfallverhütungsmaßnahmen zu treffen; die Leih-
arbeitnehmer haben die Vorschriften zu befolgen, 
die das Verhalten der Versicherten regeln. 

Zu Nummer 6 

§ 713 gibt dem technischen Aufsichtsbeamten einer 
Berufsgenossenschaft die Möglichkeit, Arbeiten zu 
überwachen, die ein Mitglied dieser Berufsgenossen-
schaft in einem Betrieb durchführt, dessen Unter-
nehmer einer anderen Berufsgenossenschaft an-
gehört. Für Leiharbeitnehmer ist die Berufsgenos-
senschaft des Verleihers zuständig, weil er ihnen 
den Auftrag gibt, in dem Betrieb des Entleihers zu 
arbeiten, und das Entgelt zahlt (§ 648). Die Arbeiten 
werden aber nicht von dem Verleiher, sondern von 
dem Entleiher durchgeführt. Obwohl bei derartigen 
Fällen in der Praxis bisher keine Schwierigkeiten 
bekanntgeworden sind, erscheint es zweckmäßig, in 
§ 713 klarzustellen, daß die Vorschrift auch in die-
sem Fall gilt. Der neue Wortlaut „durch Beschäf-
tigte eines Unternehmens" erfaßt sowohl den Fall, 
daß ein Unternehmen im Rahmen eines anderen 
Unternehmens tätig wird, als auch den Fall des 
Leiharbeitsverhältnisses. 

Zu Nummer 7 

Der Entleiher soll für die Unfallversicherungs-
beiträge in derselben Weise haften wie für die 
Beiträge in den übrigen Zweigen der Sozialversiche-
rung. 

Zu Nummer 8 

Durch diese Ergänzung wird die subsidiäre Haftung 
des  Entleihers auch auf die Beitragsschulden der 
Rentenversicherung erstreckt. 

Zu Nummer 9 

Der Leiharbeitnehmer bedarf hinsichtlich des Nach-
weises seiner Beitragsentrichtung besonderen 
Schutzes in den Fällen, in denen nicht der Verleiher 
als Arbeitgeber, sondern der Entleiher als selbst-
schuldnerisch haftender Bürge die Beiträge ent-
richtet. 

Bei dem Entleiher wird sich die Versicherungskarte 
des Arbeitnehmers nur in  Ausnahmefällen befinden. 
Aus diesem Grunde soll die Einzugsstelle die Ein-
tragung in die Versicherungskarte vornehmen oder 
— falls sie die Versicherungskarte ebenfalls nicht in 
Händen hat — eine Bescheinigung über die gezahl-
ten Beiträge ausstellen, deren Angaben später in 
die Versicherungskarte übertragen werden. 

Zu Nummer 10 

Nach § 1543 c hat der Unternehmer seine Genossen-
schaft bei der Durchführung der Unfallverhütung zu 
unterstützen. Bei einem Leiharbeitsverhältnis ist 
nach § 648 nicht die Berufsgenossenschaft des Ent-
leihers, sondern die des Verleihers zuständig, wenn 
ein Leiharbeitnehmer im Betriebe des Entleihers 
einen Unfall erleidet. In diesen Fällen kann aber 
der Verleiher seiner Berufsgenossenschaft häufig 
nicht die notwendigen Angaben über den Hergang 
des Unfalls, den Zustand des Verletzten und seine 
Behandlung machen. Deshalb muß der Entleiher 
verpflichtet werden, der zuständigen Berufsgenos-
senschaft die notwendigen Auskünfte zu geben und 
ihr die Ermittlungen in seinem Betrieb zu ermög-
lichen. 

Zu Nummer 11 

Nach § 1552 hat beim Vorliegen eines Leiharbeits-
verhältnisses der Verleiher seiner Berufsgenossen-
schaft auch die Unfälle anzuzeigen, die ein Leih-
arbeitnehmer im Unternehmen des Entleihers er-
leidet; denn nach § 648 ist die Berufsgenossenschaft 
zur Entschädigung verpflichtet. Da jedoch der  Ver-
leiher kaum in der Lage sein wird, sachdienliche 
Angaben über den Unfallhergang zu machen, muß 
auch der Entleiher verpflichtet werden, der Berufs-
genossenschaft des Verleihers eine Unfallanzeige 
zu erstatten. Im Interesse der Unfallverhütung wird 
der Entleiher verpflichtet, seiner eigenen Berufs-
genossenschaft einen Abdruck der Unfallanzeige zu 
übermitteln. 

Zu §2 

Es wird auf die Begründung zu § 1 Nr. 2, Nr. 7 und 
Nr. 8 verwiesen. 

Die §§ 118 und 123 des Angestelltenversicherungs-
gesetzes entsprechen den §§ 1396 und 1401 der 
Reichsversicherungsordnung. 

Zu §3 

Zu Nummer 1 

§ 15 Abs. 3 ist im Hinblick auf die allgemeine, auch 
für die Krankenversicherung geltende Regelung des 
§ 141 Abs. 2 entbehrlich. 
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Zu Nummer 2 

a) Durch die entsprechende Geltung des § 393 
Abs. 3 RVO wird klargestellt, daß auch im Be-
reich des Reichsknappschaftsgesetzes Entleiher 
für die Beitragsschulden der Verleiher subsidiär 
haften. Dies erscheint notwendig, weil die Ver-
ordnung über knappschaftliche Arbeiten vom 
11. Februar 1933 (Reichsgesetzblatt I S. 66) eine 
derartige Haftung nur für solche Personen vor-
sieht, die knappschaftliche Arbeiten verrichten. 

b) Absatz 3 regelt durch Verweisung auf § 1401 
Abs. 5 der Reichsversicherungsordnung das Nä-
here über die Entrichtung der Beiträge. 

Zu Nummer 
3 

§ 115 muß 	im Hinblick auf die Streichung des 
§ 15 Abs. 3 — redaktionell geändert werden. Auf 
Anregung der Bundesknappschaft wurde ferner eine 
dem § 318 c der Reichsversicherungsordnung ent-
sprechende Regelung aufgenommen. 

Zu Nummer 4 

§ 141 Abs. 2 Satz 1 wird redaktionell neu gefaßt. 
Durch die Verweisung auf die Meldevorschriften der 
Reichsversicherungsordnung in Satz 2 werden die 
Vorschriften über die .  Meldepflicht der Entleiher 
auch im Bereich der Bundesknappschaft verbindlich. 

4. Zu Artikel 4 

Artikel 4 verpflichtet den Entleiher, dem Arbeits-
amt die Beschäftigung von Leiharbeitnehmern an-
zuzeigen. Die beitragsrechtlichen Vorschriften wer-
den den für die gesetzliche Krankenversicherung in 
Artikel 3 § 1 des Entwurfs vorgesehenen Neurege-
lungen angepaßt. Ferner wird der strafrechtliche 
Schutz ausländischer Arbeitnehmer verstärkt und 
der Bußgeldrahmen bei Verstößen von Arbeitgebern 
gegen die Arbeitserlaubnispflicht erhöht. 

Zu Nummer 1 

a) Die Verlängerung der Meldefrist ist wegen der 
Frist von sieben Tagen in § 317 a Satz 2 der 
Reichsversicherungsordnung in der Fassung des 
Artikels 3 § 1 Nr. 1 erforderlich. 

b) Aufgrund der Ergänzung wird auch derjenige zur 
Meldung verpflichtet, dem Arbeitnehmer zur Ar

-

beitsleistung gegen Vergütung überlassen sind. 

Zu Nummer 2 

Mit der Änderung wird die Vorschrift den durch 
Artikel 3 § 1 Nr. 1 und § 3 Nr. 1 geänderten Melde-
vorschriften der gesetzlichen Krankenversicherung 
angepaßt. 

Zu Nummer 3 

Mit der Übernahme der Regelung der Reichsver

-

sicherungsordnung über die Bürgschaftshaftung des  

Entleihers für die Beitragsschulden des Verleihers 
(vgl. Artikel 3 § 1 Nrn. 2, 3, 7 und 8) wird die Haf-
tung des Entleihers auch für die Beitragsschulden 
des Leiharbeitnehmers und des Verleihers nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz begründet. Die übrigen Än-
derungen sind redaktioneller Art. 

Zu Nummer 4 

§ 227 Nr. 1 entspricht § 227 a. F. 

Nach § 227 Nr. 2 soll die unerlaubte Arbeitsvermitt-
lung nichtdeutscher Arbeitnehmer, die keine Ar-
beitserlaubnis besitzen, wegen ihrer besonderen 
Verwerflichkeit als Straftat und nicht — wie nach 
geltendem Recht — als Ordnungswidrigkeit geahn-
det werden (vgl. hierzu auch Begründung zu Ar-
tikel 1 § 15). 

Zu Nummer 5 

Die Erhöhung des Bußgeldrahmens von 3 000 auf 
10 000 DM ist geboten, um sicherzustellen, daß die 
Arbeitgeber die Vorschriften über die Arbeits-
erlaubnis einhalten. Sie ist gerade auch in  den  Fäl-
len von Bedeutung, in denen die Beschäftigung 
mehrerer Arbeitnehmer ohne die erforderliche Ar-
beitserlaubnis nach den Grundsätzen der rechtlichen 
Handlungseinheit nur als eine Ordnungswidrigkeit 
im Rechtssinne anzusehen ist. 

5. Zu Artikel 5 

Zu§ 1 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §2 

Zu Absatz 1 

Die Krankenversicherung der unständig Beschäftig-
ten wurde im Land Hamburg bisher nach der Ham-
burgischen Verordnung über Meldung und Beitrags-
leistung zur Krankenversicherung für unständig Be-
schäftigte vom 25. November 1958 (GVBl. S. 393) 
durchgeführt. Das Bundessozialgericht hat diese Ver-
ordnung mit Urteil vom 17. April 1970 — 3 RK 
38/67 — für nichtig erklärt, weil die ihr zugrunde 
liegende Ermächtigung des § 458 Abs. 1 der  Reichs-
versicherungsordnung aus verfassungsrechtlichen 
Gründen nichtig sei. Um die bisherige Praxis beinbe-
halten zu können, hat das Land Hamburg angeregt, 
so bald wie möglich eine neue Ermächtignugsvor-
schrift zu schaffen. Die Vorschrift des § 2 ermächtigt 
das Land Hamburg, das Melde-, Beitrags- und Lei-
stungsverfahren für die unständig Beschäftigten in 
der Krankenversicherung näher zu regeln. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift enthält die Sanktion für Verstöße 
gegen die durch die Verordnung nach Absatz 1 auf-
gestellten Pflichten. 
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Zu §3 

Der Zweimonatszeitraum zwischen Verkündung und 
Inkrafttreten soll Verleihern, Entleihern und den 
zuständigen Behörden eine angemessene Vorberei-
tungszeit einräumen, um sich auf die gesetzlichen 
Neuregelungen einzustellen und die zur Durchfüh-
rung des Gesetzes erforderlichen organisatorischen 
Vorkehrungen zu treffen. 

Zu § 4 

Satz 1 stellt sicher, daß Verleiher ihre Tätigkeit 
zwischen Antragstellung und der Entscheidung über 
die Erlaubnis nach Artikel 1 § 1 nicht zu unter-
brechen brauchen, weil sie noch keine Erlaubnis 
besitzen. Im übrigen bleiben 'die Vorschriften dieses 
Gesetzes unberührt. Den Verleiher treffen also auch 
während der Dauer der Fiktion die ihm nach diesem 
Gesetz obliegenden Pflichten und  Sanktionsmöglich-
keiten. 

Die Fiktion des Satzes 2 eröffnet Verleihern, die bei 
Inkrafttreten des Gesetzes gewerbsmäßig Arbeit-
nehmer überlassen, die Möglichkeit, die Aussetzung 
des Verwaltungsaktes zu beantragen, mit dem die 
erstmalige Erteilung ,der Erlaubnis versagt wird 
(vgl. auch Artikel 2). 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder und mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch das Gesetz sollen der Bundesanstalt 
außerhalb ihres bisherigen Tätigkeitsbereichs 
nach Artikel 87 Abs. 2 GG neue Aufgaben über-
tragen werden, die über ihren bisherigen Auf-
gabenbereich hinausgehen und nicht nur von 
der Hauptstelle, sondern auch von ihrem Ver-
waltungsunterbau wahrzunehmen sind. Die 
Übertragung dieser Aufgaben ist daher nur un-
ter den Voraussetzungen des Artikels 87 Abs. 3 
Satz 2 GG zulässig. Die Eingangsworte sind ent-
sprechend dieser Vorschrift zu fassen. 

2. Zu Artikel 1 § 2 nach Absatz 2 

Nach Absatz 2 ist folgender Absatz 2 a einzu-
fügen: 

„ (2 a) Die Erlaubnis kann unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs erteilt werden, wenn eine 
abschließende Beurteilung des Antrags noch 
nicht möglich ist." 

Begründung 

Der in § 5 Abs. 1 Nr. 1 vorgesehene Widerruf 
einer unter Vorbehalt erteilten Erlaubnis be-
darf der rechtlichen Grundlage. Ohne den vor-
geschlagenen Absatz hätte die Behörde nach 
§ 2 Abs. 1 i. V. m. § 3 nur die Wahl, die bean-
tragte Erlaubnis entweder ohne Vorbehalt zu 
erteilen oder zu versagen. 

3. Zu Artikel 1 § 2 Abs. 3 

In Absatz 3 ist Satz 4 wie folgt zu fassen: 

„Im Falle der Ablehnung gilt die Erlaubnis für 
die Abwicklung der nach . § 1 erlaubt abgeschlos-
senen Verträge als fortbestehend, jedoch nicht 
länger als sechs Monate." 

Begründung 

Die Anfügung des letzten Halbsatzes soll ver-
hindern, daß der Verleiher bei unbefristeten Ar-
beitsverträgen auf unbegrenzte Zeit die Ab-
wicklung weiterführen kann. 

4. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 und 2 

a) § 3 Abs. 1 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist zu 
versagen, ..." ; 

b) § 3 Abs. 2 Satz 1 ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

„Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist 
ferner zu versagen, .. "; 

c) § 3 Abs. 2 Satz 2 ist eingangs wie folgt zu 
fassen: 

„Die Erlaubnis kann versagt werden, ...". 

Begründung 

Klarstellung, daß nicht nur auf die erste Ertei-
lung der Erlaubnis, sondern auch auf die Ver-
längerung ein Rechtsanspruch besteht, wenn 
keine Versagungsgründe im Sinne von § 3 
Abs. 1 oder Abs. 2 Satz 1 vorliegen. 

5. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 nach Nr. 1 

In Absatz 1 ist folgende Nummer 1 a einzufügen: 

„1 a. sich in ungeordneten Vermögensverhält-
nissen befindet, insbesondere über sein 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet 
worden oder er in das vom Könkursge-
richt oder vom Vollstreckungsgericht zu 
führende Verzeichnis (§ 107 Konkursord-
nung, § 915 Zivilprozeßordnung) eingetra-
gen ist;" 

Begründung 

Es ist notwendig, zur Klarstellung neben dem 
Begriff der Unzuverlässigkeit auch den der un-
geordneten Vermögensverhältnisse als beson-
deren Versagungsgrund aufzunehmen, wie es 
z. B. auch in § 34 b Abs. 4 GewO geschehen ist. 

6. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 6 

Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

„6. einen Entleiher denselben Leiharbeitneh-
mer länger als drei aufeinander folgende 
Monate überläßt, auf die der Zeitraum einer 
vorangehenden Überlassung durch einen 
anderen Verleiher an denselben Entleiher 
anzurechnen ist." 

Begründung 

Die Ergänzung dieser Vorschrift soll eine Um

-

gehung der beabsichtigten Regelung von vorn- 
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herein ausschließen. Sie soll verhindern, daß 
mehrere Verleiher im gegenseitigen Einverneh-
men Leiharbeitnehmer wechselseitig und nach-
einander einstellen und diese stets demselben 
Entleiher überlassen, um auf diese Weise zu er

-

reichen, daß ein Leiharbeitnehmer länger als 
drei aufeinander folgende Monate bei einem 
Entleiher tätig ist (sog. Schiebungsverträge). 
Zwar wird in der Begründung des Entwurfs zu 
§ 3 Abs. 1 dieser Tatbestand als eine die Ver-
sagung der Erlaubnis rechtfertigende Unzuver-
lässigkeit bezeichnet. Da aber eine solche Ein-
ordnung unter den Begriff der Unzuverlässig-
keit nicht bedenkenfrei ist, wird es für zweck-
mäßig und sachdienlich gehalten, im Interesse 
einer jeden Zweifel ausschließenden Regelung 
diesen Tatbestand ausdrücklich in den Entwurf 
einzufügen. 

7. Zu Artikel 1 § 3 Abs. 2 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge-
prüft werden, ob der in der Begründung er-
wähnte Gedanke, daß auch juristischen Perso-
nen die Erlaubnis versagt werden kann, wenn 
sie nicht als „deutsche" juristische Personen an-
zusehen sind, im Text des Gesetzes zum Aus-
druck zu bringen ist. 

8. Zu Artikel 1 § 4 Abs. 1 

In Absatz 1 ist folgender Satz 2 einzufügen: 

„ § 2 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend." 

Begründung 

Auch bei Rücknahme der Erlaubnis sollte der 
Verleiher — ebenso wie bei Nichtverlängerung 
der Erlaubnis — die Möglichkeit der Abwick-
lung haben. 

9. Zu Artikel 1 § 4 Abs. 2 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es ist nicht einzusehen, daß dem Verleiher bei 
der Rücknahme eines rechtswidrigen Verwal-
tungsakts grundsätzlich — von Ausnahmen ab-
gesehen — ein Entschädigungsanspruch zuer-
kannt werden soll. Der Ausgleich eines dem 
Verleiher entstehenden Vermögensnachteils 
sollte nur dann stattfinden, wenn ein Schadens-
ersatzanspruch aus § 839 BGB gegeben ist. Für 
eine weitergehende Regelung besteht kein Be-
dürfnis. Es wäre damit zu rechnen, daß im Falle 
der Rücknahme einer rechtswidrigen Erlaubnis 
nahezu jeder Verleiher Ansprüche geltend 
macht. Die Anwendung dieser Regelung wird 
der Erlaubnisbehörde bei der Abgrenzung des 
Vermögensnachteils erhebliche Schwierigkeiten 
bereiten. Da die Rücknahme einer rechtswidri-
gen Erlaubnis nicht zwingend vorgeschrieben 

ist, würde die Erlaubnisbehörde im Interesse 
der Vermeidung einer langwierigen und um-
ständlichen Entschädigungsregelung möglicher-
weise in vielen Fällen von einer Rücknahme 
absehen. 

10. Zu Artikel 1 § 5 Abs. 2 

Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ (2) Die Erlaubnis wird mit dem Wirksamwer-
den des Widerrufs unwirksam. § 2 Abs. 3 Satz 4 
gilt entsprechend." 

Begründung 

Auch beim Widerruf der Erlaubnis sollte der 
Verleiher — ebenso wie bei Nichtverlängerung 
der Erlaubnis — die Möglichkeit der Abwick-
lung haben. Erhält er kraft Gesetzes diese Mög-
lichkeit, so besteht kein Bedürfnis, für das 
Wirksamwerden des Widerrufs einen späteren 
Zeitpunkt bestimmen zu können. 

11. Zu Artikel i § 11 nach Abs. 4 

Es ist folgender Absatz 5 einzufügen: 

„ (5) Die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei 
dem Entleiher unterliegt den für den Betrieb 
des Entleihers geltenden öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften des Arbeitsschutzrechts; die hier-
aus sich ergebenden Pflichten für den Arbeit-
geber obliegen dem Entleiher unbeschadet der 
Pflichten des Verleihers." 

Begründung 

Die Frage, welche Arbeitsschutzvorschriften bei 
Leiharbeitsverhältnissen im einzelnen anzuwen-
den sind und wer für ihre Einhaltung verant-
wortlich ist, ist bisher nicht hinreichend geklärt. 
Dies hat in der Praxis wiederholt zu Schwierig-
keiten geführt. In die gesetzliche Neuregelung 
der Leiharbeitsverhältnisse muß deshalb hierzu 
eine eindeutige Vorschrift aufgenommen wer-
den. Da der Entleiher den Einsatz des Leih-
arbeitnehmers, die Gestaltung der äußeren Ar-
beitsbedingungen und den Arbeitsablauf regelt, 
muß sichergestellt werden, daß die für den Be-
trieb des Entleihers geltenden Vorschriften an-
zuwenden sind und die Verantwortlichkeit auch 
den Entleiher trifft. 

12. Zu Artikel 1 § 16 Abs. 1 Nr. i 

Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. entgegen § 1 einen Leiharbeitnehmer einem 
Dritten ohne Erlaubnis überläßt,". 

Begründung 

Klarstellung, daß eine Ordnungswidrigkeit nur 
dann vorliegt, wenn eine Erlaubnis nach § 1 er-
forderlich ist, dagegen nicht in den Fällen, in 
denen die Verleihung des Arbeitnehmers — 
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z. B. weil sie nicht gewerbsmäßig erfolgt — 
keiner Erlaubnis bedarf. 

13. Zu Artikel 1 § 16 Abs. 1 Nr. 7 

Nummer 7 ist wie folgt zu fassen: 

„7. eine statistische Meldung nach § 8 Abs. 1 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig,". 

Begründung 

Redaktionelle Verbesserung. Die vorgeschla-
gene Formulierung ist in sich vollständig. Eines 
Hinweises auf § 8 Abs. 2 bedarf es nicht. 

14. Zu Artikel 1 § 16 Abs. 4 

In Absatz 4 sind die Worte „vom Land" zu er-
setzen durch die Worte „von der Landesregie-
rung".  

Begründung 

Die vorgeschlagene Formulierung gibt denjeni-
gen Ländern, die nach ihrem Verfassungsrecht 
Behörden nicht durch Organisationserlaß be-
stimmen können, die Möglichkeit zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung. 

15. Zu Artikel 3 § 1 nach Nr. 1 (§ 376) 

Es ist folgende Nummer 1 a einzufügen: 

„1 a. § 376 wird wie folgt gefaßt: 

,§ 376 

Die Apotheken haben den Krankenkassen 
für die Arzneien einschließlich des Anteils 
nach § 182 a einen Abschlag von den 
Preisen der Arzneitaxe in Höhe von 
7 vom Hundert zu gewähren; § 375 bleibt 
unberührt.'" 

§ 375 Abs. 1 Satz 2 RVO ist entsprechend an-
zupassen. 

Begründung 

Die gesetzliche Verpflichtung der Apotheken, 
den Krankenkassen auf die für sie abgegebenen 
Arzneien einen Preisnachlaß zu gewähren, ist 
nach einer Entscheidung des Bundesgerichts-
hofes vom 5. Juni 1970 (I ZR 131/68) sachgerecht 
und mit dem Grundgesetz vereinbar. Die Län-
der haben die Arzneimittelrabatte zuletzt in den 
Jahren 1936 und 1949 auf 7 vom Hundert fest-
gesetzt. Der Bundesgesetzgeber ist, wie die Ein-
fügung des § 507 Abs. 4 RVO durch das 1. Kran-
kenversicherungsänderungsgesetz beweist, von 
der Fortgeltung dieser Festsetzungen ausgegan-
gen. Die Fortgeltung ist indes in einer Reihe 
von Ländern aus formellen Gründen ernstlich 
zweifelhaft, weil die Regelungen nicht überall 
in die Rechtssammlungsgesetze aufgenommen 

wurden. Zweifelhaft ist auch, ob bei der gegen-
wärtigen Fassung des § 376 Abs. 1 RVO ange-
sichts des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 GG Neu-
festsetzungen möglich wären. Aus demselben 
Grund ist die Rechtswirksamkeit der in § 507 
Abs. 4 RVO für die Ersatzkassen eingefügten 
Verweisung angezweifelt worden. 

Um den aufgetretenen Bedenken zu begegnen, 
soll die Vorschrift über den Arzneimittelrabatt 
neu gefaßt werden. Die historischen Gründe, die 
dazu geführt haben, die Festsetzung des Ab-
schlages den Ländern zu überlassen, sind ent-
fallen. Deshalb kann die Festsetzung jetzt bun-
deseinheitlich unmittelbar im Gesetz erfolgen. 
Die Höhe des Abschlages bleibt unverändert. 
Die bisher geltenden Mindestvoraussetzungen 
sind bei der fortschreitenden Entwicklung und 
dem modernisierten Abrechnungsverfahren 
praktisch bedeutungslos geworden und daher 
entbehrlich. 

Zugleich wird klargestellt, daß der nach § 182 a 
Abs. 1 RVO vom Versicherten zu zahlende An-
teil von 20 vom Hundert, höchstens 2,50 DM je 
Verordnungsblatt, in die Berechnung einzube-
ziehen ist, da die Krankenversicherung auch in-
soweit zum Umsatz der Apotheken beiträgt. Un-
berührt bleibt die Möglichkeit, gemäß § 375 
RVO höhere Abschläge zu vereinbaren. 

Die Vorschriften über Höchstpreise für Handver-
kaufsmittel (§ 376 Abs. 2 und 3 RVO) haben 
durch die wiederholten Erweiterungen der 
Deutschen Arzneitaxe und die wirtschaftliche 
Entwicklung an Bedeutung verloren und können 
daher entfallen. Die Änderung ist vordringlich, 
um die bestehende Rechtsunsicherheit zu be-
enden. 

16. Zu Artikel 3 § 1 Nr. 3 (§ 520) 

Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 520 wird wie folgt geändert: 

a) dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Arbeitgeber, die Dritten Arbeitnehmer ge-
gen Vergütung zur Arbeitsleistung über-
lassen (§ 317 a), haben die Beiträge für diese 
Versicherungspflichtigen an die Ersatzkasse 
abzuführen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) §§ 317 a, 318 a und 393 Abs. 3 gel-
ten."' 

Begründung 

Die Vorschrift des § 520 RVO begründet zwar 
einen Anspruch der Ersatzkasse gegen den Ar-
beitgeber auf den Beitragsteil, den er sonst an 
die Pflichtkasse als Arbeitgeberanteil abzufüh-
ren hätte. 

Dieser Anspruch richtet sich aber nicht auf Er

-

füllung an  die Ersatzkassen, sondern an den 
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Versicherten, der Beitragsschuldner der  Ersatz-
kasse ist und den vollen Beitrag an die Ersatz-
kasse zu entrichten hat. Eine Zahlungspflicht des 
Verleihers gegenüber der Ersatzkasse besteht 
demzufolge nicht, sondern nur in  beschränktem 
Umfang gegenüber dem versicherten Leiharbeit-
nehmer. Für eine nicht bestehende Zahlungs-
pflicht des  Verleihers gegenüber der  Kasse 
kann deshalb der Entleiher nicht wie ein Bürge 
haften.. Eine Haftung des Bürgen kann nur 
begründet werden, wenn eine gesetzliche Zah-
lungspflicht des Verleihers gegenüber der  Er-
satzkasse besteht. 

17. Zu Artikel 3 § 1 Nr. 4 und Artikel 5 § 2 Abs. 2 

Die Bundesregierung wird gebeten, möglichst 
bald einen Gesetzentwurf zur Änderung der 
Reichsversicherungsordnung vorzulegen, wo-
nach die in der Reichsversicherungsordnung an-
gedrohten Ordnungsstrafen durch Bußgeldandro-
hungen im Sinne des Gesetzes über  Ordnungs-
widrigkeiten ersetzt werden. Die Bestrafung 
von Ordnungswidrigkeiten mit Ordnungsstrafen 
entspricht nicht den heutigen rechtsstaatlichen 
Anforderungen und widerspricht dem Ziel der 
Strafrechtsreform. 

18. Zu Artikel 5 § 2 nach Absatz 2 

Nach Absatz 2 ist folgender Absatz 3 anzu-
fügen: 

„ (3) Der Rechtsverordnung kann, mit Aus-
nahme der in Absatz 1 Nr. 4 genannten Rege-
lungen, Rückwirkung bis zum 1. Januar 1969 
beigelegt werden." 

Begründung 

Da die neue Rechtsverordnung nach Absatz 1 
im wesentlichen 'denselben materiellen Inhalt 
haben wird wie die frühere Verordnung, die 
nur formell ungültig war, kann ihr eine be-
grenzte Rückwirkung beigelegt werden, wo-
durch ein unnötiges Wiederaufrollen der be-
reits abgeschlossenen Fälle und Verfahren ver-
mieden würde. Ansprüche aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1969 sind verjährt (§ 29 RVO). 

19. Zu Artikel 5 § 3 

§ 3 ist wie folgt zu fassen: 

II § 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt unbeschadet des Ab-
satzes 2 zwei Monate nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Artikel 3 § 1 Nr. 1 a tritt am 1. Januar 
1960 in Kraft; die auf Grund von § 375 der 
Reichsversicherungsordnung vereinbarten Ab-
schläge und die nach § 376 Abs. 1 Satz 2, Ab s . 2 
der Reichsversicherungsordnung in der bisheri-
gen Fassung getroffenen Regelungen bleiben 
von der Rückwirkung unberührt." 

Begründung 

Die Änderung der Vorschriften über den Arz-
neimittelrabatt muß rückwirkend erfolgen bis 
zu dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des ersten 
der landesrechtlichen Bereinigungsgesetze, die 
Zweifel an  der Weitergeltung der früheren Fest-
setzungen haben aufkommen lassen, d. h. bis 
zum 1. Januar 1960 (siehe Hamburgisches 
Rechtssammlungsgesetz vom 22. Januar 1960 — 
HmbGVBl. S. 9). 

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen nicht, 
da ein Abschlag von 7 v. H. einschließlich eines 
Kostenanteils stets gewährt worden ist und 
Zweifel an der Fortgeltung der früheren Fest-
setzungen erst vor kurzem aufgetreten sind, 
so daß insofern kein Vertrauensschutz besteht. 
Eine etwa bis zum 1. Januar 1970 begrenzte 
Rückwirkung würde einen Streit darüber zu-
lassen, ob ,die für die vorhergehende Zeit abge-
schlossenen Arzneilieferverträge, ,die sonst als 
Rechtsgrundlage für die Rabatte in Frage kämen, 
wegen Fehlens der Geschäftsgrundlage (näm-
lich einer gültigen landesrechtlichen Festset-
zung) rückgängig gemacht werden können, was 
in jeder Hinsicht unerwünscht wäre. Von der 
Rückwirkung unberührt bleiben außer den ver-
traglich vereinbarten Abschlägen die  Regelun-
gen über die Mindestvoraussetzungen für den 
Arzneimittelrabatt und über Handverkaufs

-

mittel, soweit sie noch bestanden haben sollten. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1.  

Entgegen dem Vorschlag des Bundesrates hält die 
Bundesregierung nicht für erforderlich, daß die 
Eingangsworte von Gesetzen, auf die Artikel 87 
Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes anzuwenden ist, 
auf die Einhaltung dieser Vorschrift hinweisen. 

Zu 2.  

Dem Vorschlag wird inhaltlich zugestimmt. 

Zu 3. und 4. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 5.  

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 	S 

Die vorgeschlagene Ergänzung ist entbehrlich, da 
ungeordnete Vermögensverhältnisse bereits die Un-
zuverlässigkeit nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 1 be-
gründen. 

Zu 6.  

Dem Vorschlag wird inhaltlich zugestimmt. 

Zu 7.  

Die Bundesregierung wird im Laufe des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob und in welcher 
Weise der Empfehlung entsprochen werden kann. 

Zu 8. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 9. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Der Ausgleichsanspruch nach Artikel 1 § 4 Abs. 2 
soll ein Äquivalent für die uneingeschränkte Rück-
nahmemöglichkeit nach Artikel 1 § 4 Abs. 1 schaf-
fen. Der Ausgleichsanspruch wird insbesondere in 
den Fällen von Bedeutung, in denen die Rücknahme 
nach den von der Rechtsprechung entwickelten 
Grundsätzen des Vertrauensschutzes unterbleiben 
müßte. Die uneingeschränkte Rücknahmemöglichkeit 
bei einer Beschränkung Ides  Verleihers auf Scha-

densersatzansprüche aus Amtspflichtverletzung wäre 
mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht vereinbar. 

Zu 10. bis 14. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 15. und 19. 

Den Vorschlägen wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Ergänzung steht in keinem 
Sachzusammenhang mit dem Gesetzesvorhaben. Die 
Frage des  „Apothekenrabatts" sollte vielmehr im 
Zusammenhang mit Gesetzesvorhaben geklärt wer-
den, die  Vorschriften des  Rechts der sozialen Kran-
kenversicherung zum Inhalt haben. 

Zu 16.  

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Nach dem Vorschlag soll das Beitragsrecht der Er-
satzkassen dahin geändert werden, daß — wie bei 
den gesetzlichen Krankenkassen — der Arbeitgeber 
Schuldner des Beitrags zur Krankenversicherung 
wird. Diese Regelung soll nur für die Arbeitgeber 
gelten, die Verleiher sind. Damit würde jedoch eine 
Rechtszersplitterung ,eintreten, die mit den Zielen 
des Gesetzentwurfs nicht zu begründen ist. 

Nach Artikel 3 soll der Entleiher dann haften, wenn 
der Verleiher seine .Zahlungspflicht nicht erfüllt. Die 
Verpflichtung des Verleihers von krankenversiche-
rungspflichtigen Ersatzkassenmitgliedern besteht 
darin,  den  Arbeitgeberanteil an den Beiträgen zur 
Krankenversicherung dem Mitglied auszuzahlen. 
Wenn der Verleiher dieser Verpflichtung nicht 
nachkommt, haftet insoweit der Entleiher als selbst-
schuldnerischer Bürge. Er soll jedoch nicht weiter 
haften als der Arbeitgeber. Dieses Ziel wird mit der 
Regierungsvorlage erreicht. 

Zu 17.  

Entsprechend der Entschließung bereitet die Bundes-
regierung z. Z. gesetzliche Neuregelungen vor, 
durch die die Ordnungsstrafen der Reichsversiche-
rungsordnung in Ordnungswidrigkeiten umgewan-
delt werden. 

Zu 18.  

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


